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Mainz, 30. Juli 2026 

Gesetzentwurf  
der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz 
 

 
Landesgesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie 

Gemeinden an der Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaiknutzung in 
Rheinland-Pfalz 

(Landesbürgerenergiengesetz RLP - LBürgEnG) 
 

 
A. Problem und Regelungsbedürfnis 

Der ambitionierte Ausbau der Erneuerbaren Energien ist eine zentrale Säule der 

rheinland-pfälzischen Energie- und Klimapolitik und bildet die Grundlage für eine 

sichere, unabhängige und bezahlbare Energieversorgung für Rheinland-Pfalz und für 

das Erreichen des Ziels der Klimaneutralität bis spätestens 2040. Zudem soll bis 2030 

der in Rheinland-Pfalz verbrauchte Strom bilanziell vollständig aus Erneuerbaren 

Energien stammen. Durch eine stärkere Beteiligung der durch den Ausbau der 

Erneuerbaren Energien betroffenen Kommunen wird das im Koalitionsvertrag der 

aktuellen Landesregierung formulierte Zubauziel, jährlich 1.500 Megawatt zu erreichen, 

aktiv unterstützt. 

Die Realisierung von Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben hängt dabei 

auch maßgeblich von der Akzeptanz der jeweiligen Akteure vor Ort ab. Eine Stärkung 

der Akzeptanz gegenüber Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen in der 

Bevölkerung und den Kommunen ist ein wesentlicher Schlüssel zur Erreichung der 

Ausbau- und Klimaziele. Darüber hinaus ist der Ausbau der erneuerbaren Energien ein 

wichtiger Faktor zur Erreichung der Energieunabhängigkeit in Rheinland-Pfalz und 

Deutschland. Aufgrund der besonderen Wirkung auf das örtliche Erscheinungsbild 

gehören zu den maßgeblichen positiven Einflussfaktoren – neben der frühzeitigen 

Information und Aufklärung – auch die lokale Teilhabe an der Wertschöpfung für 

Einwohnerinnen und Einwohner in den betroffenen Gemeinden sowie für die Kommune 

selbst. Der Bundesgesetzgeber hat mit der Regelung in § 6 Erneuerbare-Energien-

Gesetz (EEG 2023) zwar bereits eine Möglichkeit geschaffen, um Gemeinden finanziell 

an der Wertschöpfung zu beteiligen, die Anwendung beruht aber auf der Freiwilligkeit 

der Anlagenbetreiber. Darüber hinaus werden Einwohnerinnen und Einwohner 
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hierdurch nur indirekt beteiligt. Ohne konkrete, individuelle Einbindung der durch die 

Einflüsse von Anlagen Betroffenen vor Ort kann nicht von einer ausreichenden 

Akzeptanzsteigerung ausgegangen werden. Auch soll die Wertschöpfung vor Ort 

gesteigert werden, denn die dezentrale Stromerzeugung findet in den Kommunen statt. 

Daher ist eine landeseigene Regelung erforderlich, um die Möglichkeit der 

weitergehenden Teilhabe für Bürgerinnen und Bürger und Kommunen im Umfeld von 

Vorhaben zum Ausbau von Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu 

schaffen. 

 
B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird, gestützt auf § 22 b Abs. 6 EEG 2023, eine Pflicht 

auf Landesebene dafür geschaffen, dass sich Einwohnerinnen und Einwohner sowie 

Kommunen im näheren Umkreis von Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben an der Wertschöpfung beteiligen können. Der 

Anwendungsbereich und die Regelungen des Gesetzes stellen sicher, dass ein 

kontinuierlicher Ausbau der Wind- und Solarenergie unter finanzieller Beteiligung der 

Einwohnerinnen und Einwohner sowie der Kommunen gewährleistet wird. Das Gesetz 

verfolgt dabei einen bewusst niederschwelligen und für die Kommunen 

dienstleistungsorientierten Ansatz: Es setzt auf möglichst unbürokratische Verfahren, 

praktische Unterstützung der Kommunen durch die Energie- und Klimaschutzagentur 

Rheinland-Pfalz GmbH und digitale Lösungen wie zum Beispiel die 

Landesbeteiligungsplattform.  Dadurch werden der Beteiligungsprozess und die 

Realisierung von Vorhaben durch eine hohe Akzeptanz aktiv beschleunigt. Finanzielle 

Teilhabe soll kein bürokratisches Hindernis sein, sondern ein Instrument, das Akzeptanz 

schafft und Wind- und Solarenergieprojekte gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürger 

umsetzbar macht. 

Zur Steigerung der Akzeptanz und einer damit einhergehenden Beschleunigung der 

Realisierung des Ausbaus der Wind- und Solarenergie und zur Verbesserung der 

Einnahmesituation der Kommunen sieht das Gesetz Beteiligungsmöglichkeiten für 

Einwohnerinnen und Einwohner sowie Kommunen vor. Durch das Gesetz wird die 

Stellung der Kommunen beim Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich gestärkt, da 

diese nicht mehr im Wesentlichen Flächen bereitstellen, sondern zu aktiven Gestaltern 

der Energiewende werden. Das Land Rheinland-Pfalz macht von seiner 
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konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG Gebrauch, 

da es sich um Regelungen des Energiewirtschaftsrechts handelt, welches der 

Bundesgesetzgeber nicht abschließend geregelt hat. 

Das Gesetz berücksichtigt die Entwicklung der Bevölkerungs- und der Altersstruktur. 
 
C. Alternativen 

Keine im Rahmen der Zielsetzung. Der Verzicht auf eine landeseigene Regelung würde 

bedeuten, für die Akzeptanz von Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

allein auf die freiwilligen Zahlungen nach § 6 EEG 2023 abzustellen. Diese wird durch die 

zentrale Flächenausweisung in den Raumordnungsplänen nach dem 

Landeswindenergiegebietegesetz jedoch zukünftig eingeschränkt werden. Durch diese 

pauschalen Zahlungen nach § 6 EEG wird die Bevölkerung allerdings nicht direkt 

eingezogen und die Kommune profitiert nicht bei sogenannten PPA-Anlagen außerhalb des 

EEG 2023. Die Akzeptanz und Teilhabe der Kommune können wesentlich unterstützt 

werden, wenn individuelle Vereinbarungen die Gegebenheiten vor Ort stärker 

berücksichtigt werden.  

D. Kosten 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes werden auch auf die Verwaltungsstrukturen des Landes 

Rheinland-Pfalz neue Aufgaben und Verpflichtungen aus der Umsetzung dieses 

Gesetzes zukommen. Diese Aufgaben werden vornehmlich durch eine zuständige Stelle 

auszuführen sein. Zuständig für die Durchführung des Gesetzes ist das für Energie 

zuständige Ministerium, welches die Aufgabenwahrnehmung an eine andere Stelle in 

Form der Beleihung delegiert. Der Aufwand richtet sich hierbei nach der Fallzahl 

entsprechender Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen. Es wird 

kalkulatorisch im Sinne der Aufwandsschätzung von einer Fallzahl von jährlich 35 neuen 

Windenergie-Vorhaben sowie 150 Freiflächen-Photovoltaikanlagen ausgegangen. 

Aufgabe des für Energie zuständigen Ministeriums ist die Aufsicht über die Recht- und 

Zweckmäßigkeit des Handelns der zuständigen Stelle. Auch wird das Ministerium im 

Rahmen der in § 12 Abs. 2 normierten Berichtspflicht Auswertungen vornehmen, unter 

anderem über die Auswirkungen des Gesetzes auf die Akzeptanz für den weiteren 

Wind- und Solarenergieausbau in der Bevölkerung. 
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Für die Aufgaben des für Energie zuständigen Ministeriums ist mit einem Personalbedarf 

auszugehen von einer vollen Stelle im gehobenen Dienst. 

Das Gesetz gilt für neue Anlagen. Aufgrund der Fristenregelungen werden 

umfangreiche Überprüfungen voraussichtlich etwa ein Jahr nach Inkrafttreten notwendig 

sein. Dieser Bedarf entsteht daher erst ab dem Jahr 2027. 

Weiterhin entstehen für die in § 10 vorgesehene Onlineplattform (digitale 

Landesbeteiligungsplattform) einmalig Kosten für die Einrichtung sowie jährliche Kosten 

für den laufenden Betrieb. Die Sachkosten sind innerhalb der Haushaltsansätze des 

Doppelhaushalts 2027/2028 abzudecken. 

Der zuständigen Stelle wird in dem Gesetz eine Vielzahl von Aufgaben übertragen. 

Insbesondere nimmt sie Informationen zur Einhaltung von Pflichten und Fristen seitens 

der Vorhabenträger und der Gemeinden entgegen und veröffentlicht diese auf der 

Transparenzplattform. Zudem entscheidet sie über Anträge der Kommunen auf Zahlung 

der Ausgleichsabgabe im Falle einer Pflichtverletzung durch den Vorhabenträger. 

Für die Aufgaben der zuständigen Stelle (u. a. Fachberatung und Begleitung der 

Kommunen, Betreuung der digitalen Landesbeteiligungsplattform inklusive Überführung 

der Vereinbarung, etc.) ist von einem Personalbedarf auszugehen von drei vollen 

Stellen im gehobenen Dienst. 

Auch diese Kosten fallen erst im Doppelhaushalt 2027/28 an.  

Ob und inwieweit hierfür in einem zukünftigen Haushalt zusätzliche Stellen, Personal- 

und Sachmittel zur Verfügung gestellt werden können, bleibt der zukünftigen 

Haushaltsberatung vorbehalten. 

Mit den Regelungen des Gesetzes entsteht die Pflicht für die betroffenen 

Vorhabenträger dahingehend, mit den jeweiligen Kommunen eine 

Beteiligungsvereinbarung abzuschließen. Dies wird von vielen oft regionalen 

Vorhabenträgern bereits heute entsprechend gehandhabt. Hierfür müssen in der Regel 

Verhandlungen geführt werden. Dabei handelt es sich weder um eine Übertragung der 

Erfüllung staatlicher Aufgaben noch um eine Verpflichtung zur Erfüllung von 

Selbstverwaltungsaufgaben oder um das Stellen von besonderen Anforderungen an die 
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Erfüllung bestehender oder neuer Aufgaben im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 

Konnexitätsausführungsgesetzes (KonnexAG). Es wird vielmehr ein bestimmtes 

Verfahren normiert, welches im Rahmen einer Existenzaufgabe auszuführen ist. Selbst 

wenn die gesetzlichen Regelungen in den Anwendungsbereich des KonnexAG fallen 

sollten, sind die dadurch entstehenden (Personal-)Kosten sehr geringfügig, fallen in der 

Regel sowieso an und stehen umfangreichen zusätzlichen Einnahmequellen der 

Kommunen gegenüber. Die Verhandlungen können durch die Kommunen mit dem 

vorhandenen Personal geführt werden, werden jedoch nun auf Wunsch durch die 

Energie- und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH unentgeltlich unterstützt. Es 

obliegt den Kommunen, wie (zeit-) intensiv sie sich an den Verhandlungen beteiligen. 

Sie haben die Möglichkeit, dem vorgelegten Beteiligungsentwurf der Vorhabenträger 

direkt zuzustimmen, oder können eine weiterführende Verhandlungslösung in deren 

Sinne erzielen. Alternativ können sie gänzlich auf das Führen von Verhandlungen 

verzichten und unmittelbar die Zahlung der Ersatzbeteiligung in Anspruch nehmen. Die 

Auswirkungen auf die Finanzlage sind auf jeden Fall als positiv anzusehen, da 

Gemeinden gesetzlich verpflichtend an der Wertschöpfung von Windenergie- und 

Freiflächen-Photovoltaikvorhaben zu beteiligen sind. Das Gesetz trifft eine Regelung 

dahingehend, dass bis zu 10 v. H. der Einnahmen für den entstehenden 

Verwaltungsaufwand der Kommunen verwendet werden können, sodass keine 

finanzielle Mehrbelastung auf kommunaler Ebene entsteht. Es kann davon 

ausgegangen werden, dass die die Einnahmen die Ausgaben über ein Mehrfaches 

übersteigen. 

E. Zuständigkeit   

Federführend ist das für Energie zuständige Ministerium. 
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Landesgesetz  

über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Gemeinden an der 
Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaiknutzung in Rheinland-Pfalz 

(Landesbürgerenergiengesetz RLP - LBürgEnG) 
 
 

 
Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 
§ 1 

Zweck des Gesetzes 

 
Zweck dieses Gesetzes ist es, durch die finanzielle Beteiligung von Einwohnerinnen, 

Einwohnern und Kommunen am Betrieb von neuen Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikanlagen (übergreifend: Anlagen) ein größtmögliches Maß an Akzeptanz 

und Teilhabe zu erreichen. Das Gesetz soll auch dazu beitragen, die regionale 

Wertschöpfung und kommunale Gestaltungsfähigkeit im Umfeld der Anlagen zu 

erhöhen, die Akteursvielfalt in der Energiewende zu steigern und die Erfolgschancen 

für Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben durch Kommunikations- und 

Beteiligungsprozesse unter Einbezug aller relevanten Anspruchsgruppen vor Ort zu 

verbessern. 

 

 
§ 2 

Anwendungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt, vorbehaltlich von Absatz 2 bis 9, für: 

 
1. Windenergieanlagen, im Speziellen 

 
a) neu errichtete, genehmigungsbedürftige Windenergieanlagen in Rheinland-

Pfalz nach § 4 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in  
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der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. I Nr. 58), in 

Verbindung mit § 1 sowie Nummer 1.6 des Anhangs 1 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 

2017 (BGBl. I S.1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. 

November 2024 (BGBl. I Nr. 355), 

b) die Errichtung von Anlagen bei einem Repowering im Sinne von § 16b Abs. 2 

Satz 2 BImSchG sowie 

2. neu errichtete Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Rheinland-Pfalz nach § 3 Nr. 22 

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBL. I S. 

1066), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Februar 2025 (BGBl. 

I Nr. 51). 

 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Vorhaben im Sinne des § 3 Nr. 2, deren installierte 

elektrische Gesamtleistung ein Megawatt nicht überschreitet. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Anlagen, die nach § 35 Abs. 1 des Baugesetzbuches 

als unselbstständiger Teil eines im bauplanungsrechtlichen Außenbereich 

privilegierten Betriebes genehmigungsfähig sind. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für Anlagen, welche 

 
a) Kundenanlagen zur betrieblichen Eigenversorgung nach § 3 Nr. 24 b des 

Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2025 (BGBl. I Nr. 51) 

darstellen oder 

b) der Direktbelieferung dienen, wenn die in § 21 b Abs. 4 Nr. 2 EEG 2023 

genannten Voraussetzungen erfüllt werden, 

und die innerhalb eines im jeweiligen regionalen Raumordnungsplan festgelegten Be-

reichs für gewerbliche oder industrielle Nutzungen liegen.  

 

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für Anlagen, die weit überwiegend der Entwicklung oder 
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Erprobung wesentlicher technischer Neuerungen dienen. 

(6) Dieses Gesetz gilt nicht für Vorhaben, bei welchen ausschließlich 

Bürgerenergiegesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 15 EEG 2023 Vorhabenträger sind. 

Das Gesetz findet auch auf solche Vorhaben keine Anwendung, bei denen anteilig 

Bürgerenergiegesellschaften beteiligt sind und der andere Teil des Stroms 

ausschließlich zur Eigenversorgung oder Direktbelieferung im Sinne des Absatzes 4 

genutzt wird. 

(7) Dieses Gesetz gilt nicht für Vorhaben von Vorhabenträgern, welche sich zu mehr 

als 50 v. H. im Eigentum einer oder mehrerer Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 

1 befinden. 

(8) Dieses Gesetz gilt nicht für besondere Photovoltaikanlagen im Sinne des § 37 Abs. 

1 Nr. 3 EEG 2023. 

(9) Dieses Gesetz findet keine Anwendung, wenn ein Vorhabenträger bereits vor 

Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Genehmigung erhalten hat. Darüber hinaus findet 

dieses Gesetz keine Anwendung, wenn die Antragsunterlagen vor Inkrafttreten dieses 

Gesetzes vollständig im Sinne des § 7 Abs. 1 der Verordnung über das 

Genehmigungsverfahren, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 

2024 (BGBl. I Nr. 225), eingereicht wurden. Ebenfalls findet das Gesetz keine 

Anwendung auf Freiflächen-Photovoltaikanlagen, bei welchen die erforderlichen 

Bauunterlagen gemäß § 67 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 26. November 2024 (GVBl. S. 365), BS 213-1 (LBauO), bereits eingereicht 

wurden. 

(10) Das Vorliegen der Voraussetzung der Absätze 2 bis 9 ist vom Vorhabenträger 

gegenüber der zuständigen Stelle nachzuweisen und von dieser festzustellen.  

 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 
Im Rahmen dieses Gesetzes gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 
1. Vorhabenträger ist derjenige, der beabsichtigt, Anlagen nach § 2 Abs. 1 zu 
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errichten und die dafür erforderliche bau- oder immissionsschutzrechtliche 

Genehmigung beantragt oder die erforderlichen Unterlagen im 

Freistellungsverfahren nach 

§ 67 LBauO einreicht, sowie dessen Rechtsnachfolger. Nach Errichtung und 

Inbetriebnahme der Anlagen ist Vorhabenträger der Betreiber der Anlagen, mithin 

auch jeder Erwerber des Vorhabens oder einzelner dazugehöriger Anlagen und 

dessen Rechtsnachfolger. 

2. Vorhaben ist die Gesamtheit aller räumlich und zeitlich zusammenhängenden 

Anlagen, für die ein Vorhabenträger eine bau- oder immissionsschutzrechtliche 

Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb beantragt oder Unterlagen im 

Freistellungsverfahren nach § 67 LBauO einreicht. Auch eine einzelne Anlage 

kann ein Vorhaben darstellen. 

3. Gemeinden sind die Ortsgemeinden, die verbandsfreien Gemeinden sowie die 

kreisfreien und die großen kreisangehörigen Städte. 

4. Standortgemeinden sind alle Gemeinden, auf deren Gemeindegebiet sich 

zumindest eine Anlage eines Vorhabens befindet. Eine Windenergieanlage 

befindet sich auf einem Gemeindegebiet, wenn der Turm auf dem Gemeindegebiet 

steht. So-fern sich eine Anlage auf einem Gebiet befindet, welches keiner 

Gemeinde im Sinne der Nr. 3 zugehörig ist, dann gilt der nächstliegend 

angrenzende Landkreis als Standortgemeinde. Verhandlungsführende 

Standortgemeinde ist die Gemeinde, welche die Verhandlungsführung übernimmt. 

5. Beteiligungsentwurf ist der vom Vorhabenträger zu entwerfende Vorschlag für 

eine Beteiligungsvereinbarung. 

6. Beteiligungsvereinbarung ist das vom Vorhabenträger und der Standortgemeinde 

verabschiedete Konzept über die finanzielle Beteiligung der nach § 4 Berechtigten. 

7. Formelle Legalität meint im Falle des Freistellungsverfahrens den Ablauf der 

Monatsfrist gem. § 67 Abs. 2 LBauO oder im Falle eines Genehmigungsverfahrens 

den Zeitpunkt der Zustellung der Baugenehmigung im Sinne des § 70 Abs. 3 Satz 

1 LBauO. 

8. Offerte ist die Aufforderung zur Abgabe eines verbindlichen Vertragsangebots. 
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9. Ausgleichsabgabe ist die nichtsteuerliche Abgabe des Vorhabenträgers an eine 

oder mehrere betroffene Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1, die von der 

zuständigen Stelle auf Antrag erhoben werden kann, wenn der Vorhabenträger 

seiner Pflicht zunächst nach § 6 und anschließend nach § 7 nicht oder nicht in 

vollem Umfang nachkommt. 

§ 4 

Beteiligungsberechtigte 

 
(1) Beteiligungsberechtigt sind alle kommunalen Gebietskörperschaften im Sinne des 

§ 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 3 Satz 2 und 3 des EEG 2023. 

 
(2) Beteiligungsberechtigt sind alle natürlichen Personen, die zum Zeitpunkt der 

Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beziehungsweise des 

Eintritts der formellen Legalität seit mindestens drei Monaten ihren Haupt- oder 

Nebenwohnsitz innerhalb einer beteiligungsberechtigten Gemeinde haben. Die 

Beteiligungsvereinbarung kann darüber hinaus die Beteiligung natürlicher und 

juristischer Personen vorsehen, die seit mindestens drei Monaten Eigentümer eines 

Grundstückes in einer beteiligungsberechtigten Gemeinde sind. 

  

 

§ 5 

Information und Erarbeitung eines Beteiligungsentwurfs 

 
(1) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Genehmigung der Windenergieanlage im 

Sinne der §§ 4 oder 16 b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, soweit es sich um 

einen vollständigen Austausch von Anlagen handelt, hat der Vorhabenträger die 

zuständige Stelle über die Genehmigung zu informieren. Im Falle eines Freiflächen-

Photovoltaik-Vorhabens hat der Vorhabenträger die zuständige Stelle innerhalb eines 

Monats nach Eintritt der formellen Legalität über das geplante Vorhaben zu 

informieren. Der Umfang der Informationen entspricht dabei den vom Vorhabenträger 

auf Grund der Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. I S. 

842), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBl. 

I Nr. 402), abzugebenden Angaben. 
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(2) Der Vorhabenträger erarbeitet unter Berücksichtigung der Interessen der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 den Beteiligungsentwurf. 

(3) Vor Erarbeitung eines Beteiligungsentwurfs tritt der Vorhabenträger in einen 

frühzeitigen Austausch mit den Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 mit dem Ziel, 

eine Übereinstimmung für einen Beteiligungsentwurf herzustellen. Der frühzeitige 

Austausch soll nach Einreichung des vollständigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsantrags für Windenergieanlagen beziehungsweise nach Einreichen der 

Unterlagen im Rahmen des baurechtlichen Genehmigungsverfahrens für Freiflächen-

Photovoltaikanlagen erfolgen, spätestens jedoch bis einen Monat nach Zugang der 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bzw. des Eintritts der formellen Legalität. 

(4)  Der Vorhabenträger legt auf Basis des frühzeitigen Austausches nach Absatz 3 bis 

spätestens sechs Monate nach Zugang der immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung beziehungsweise des Eintritts der formellen Legalität der 

Standortgemeinde einen Beteiligungsentwurf vor. Im Falle von mehreren 

Standortgemeinden haben sich diese auf eine verhandlungsführende 

Standortgemeinde zu einigen. Wenn sich die Standortgemeinden vier Wochen nach 

Eintritt in den frühzeitigen Austausch nicht über die Verhandlungsführung geeinigt 

haben, führt die Gemeinde die Verhandlungen, welche flächenmäßig am stärksten von 

dem Vorhaben betroffen ist. Die flächenmäßige Betroffenheit richtet sich nach § 6 Abs. 

2 S. 5 EEG 2023. Die verhandlungsführende Standortgemeinde hat den 

Vorhabenträger über die Verhandlungsführung zu unterrichten. Die 

verhandlungsführende Standortgemeinde hat alle anderen Beteiligungsberechtigten 

nach § 4 Abs. 1 im Rahmen der Verhandlungen zu konsultieren und deren Interessen 

angemessen zu berücksichtigen. Die zuständige Stelle kann auf Antrag des 

Vorhabenträgers in Ausnahmefällen eine Fristverlängerung gewähren, wenn 

nachvollziehbar dargelegt wird, weshalb die Frist nicht eingehalten werden kann. Den 

Beteiligungsentwurf legt der Vorhabenträger zudem der zuständigen Stelle vor. Die 

verhandlungsführende Standortgemeinde meldet innerhalb von drei Monaten nach 

Erhalt des Beteiligungsentwurfs eine Zustimmung, Ablehnung oder Änderungsvor-

schläge zum Beteiligungsentwurf an den Vorhabenträger. Auf Antrag einer beteiligten 

Standortgemeinde oder deren Verbandsgemeinde oder deren Landkreis kann die 

Energie- und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH hinzugezogen und ihre 

Beratungsleistung nach § 11 Abs. 1 kostenfrei in Anspruch genommen werden.  Erfolgt 
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keine Entscheidung der Standortgemeinde, gilt § 7. 

(5) Führt zu einem späteren Zeitpunkt eine Änderung im Genehmigungsverfahren 

nach Absatz 1 Satz 1 beziehungsweise Satz 2 zu einer Veränderung des Standorts 

des Vorhabens, welche die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 verändert, so ist 

die zuständige Stelle innerhalb von einem Monat nach Zugang der 

Änderungsgenehmigung hierüber zu informieren. Eine wirksame Beteiligung nach den 

§§ 6 oder 7 wird hierdurch nicht berührt. Zusätzlich hat der Vorhabenträger den 

eventuell neu hinzukommenden Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 Angebote 

nach § 7 Abs. 1 und 2 zu unterbreiten. 

 

 
§ 6 

Beteiligungsvereinbarung 

 
(1) Der Vorhabenträger ist verpflichtet, der verhandlungsführenden Standortgemeinde 

ein Angebot zur finanziellen Beteiligung der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 

sowie der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 am Ertrag des Vorhabens zu 

machen. Hierfür hat sich der Vorhabenträger gemeinsam mit der 

verhandlungsführenden Standortgemeinde auf eine Beteiligungsvereinbarung für das 

Vorhaben zu einigen. Grundlage für Verhandlungen ist der vom Vorhabenträger 

vorzulegende Beteiligungsentwurf. Die Beteiligungsvereinbarung ist vom 

Vorhabenträger der zuständigen Stelle spätestens innerhalb eines Jahres nach 

Zugang der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beziehungsweise des Eintritts 

der formellen Legalität nachzuweisen. Die zuständige Stelle kann auf Antrag des 

Vorhabenträgers oder der verhandlungsführenden Standortgemeinde in 

Ausnahmefällen eine Fristverlängerung gewähren, wenn nachvollziehbar dargelegt 

wird, weshalb die Frist nicht eingehalten werden kann. Die Wirksamkeit der 

Beteiligungsvereinbarung soll ab Inbetriebnahme der ersten Anlage des Vorhabens 

eintreten. 

(2) Die Beteiligungsvereinbarung hat finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten für die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 vorzusehen. Die Beteiligungsvereinbarung soll den 

örtlichen Gegebenheiten und den Interessen der Beteiligungsberechtigten nach § 4 

Abs. 2 im bestmöglichen Sinne des Gesetzeszwecks Rechnung tragen. Wurden der 
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verhandlungsführenden Standortgemeinde konkrete Beteiligungsmöglichkeiten 

seitens Verbandsgemeinden oder Landkreisen, in deren Gebiet die Anlagen errichtet 

werden, angezeigt, soll die Beteiligungsvereinbarung eine entsprechende Beteiligung 

der Verbandsgemeinden und Landkreise beinhalten. Die Beteiligungsvereinbarung 

kann auch den Abschluss einer Vereinbarung nach dem § 6 EEG 2023 mitbeinhalten, 

kann über diese aber hinausgehen beziehungsweise diese ergänzen. Die 

Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 kann bis zu 10 v. H. der Einnahmen aus der 

Beteiligungsvereinbarung als pauschale Aufwandsentschädigung für den durch dieses 

Gesetz entstehenden Verwaltungsaufwand sowie zur Begleitung der 

Maßnahmenumsetzung verwenden. 

(3) Im Rahmen der Beteiligungsvereinbarung nach Absatz 1 sollen dabei 

insbesondere Möglichkeiten der direkten und indirekten wirtschaftlichen Beteiligung an 

dem Vorhaben vorgesehen werden.  

 
(4) Sind mehrere Gemeinden Standortgemeinden eines Vorhabens, ist eine 

gemeinsame Beteiligungsvereinbarung abzuschließen. Die Verhandlungen führt 

entsprechend § 5 Abs. 4 Satz 2 bis 4 die verhandlungsführende Standortgemeinde. 

Diese hat alle anderen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 im Rahmen der 

Verhandlungen zu konsultieren und deren Interessen angemessen zu berücksichtigen. 

Die Beteiligungsvereinbarung ist von allen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 

zu unterzeichnen. Unterzeichnet eine Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 die 

Beteiligungsvereinbarung nicht, so gilt für diesen § 7 Abs. 1 und 2. 

(5) Werden Rechtsbehelfe gegen die Genehmigung eines Vorhabens eingelegt, so 

verlängert sich die Frist zur Nachweiserbringung für eine Beteiligungsvereinbarung um 

ein Jahr nach rechtskräftiger Entscheidung. Werden im Falle eines 

Freistellungsverfahrens Rechtsbehelfe eingelegt, so gilt Satz 1 entsprechend. 

(6) Landwirtschaftliche Betriebe, welche seit mindestens drei Jahren vor Beginn der 

Baumaßnahmen die Flächen, auf denen Windenergie- oder Freiflächen-

Photovoltaikanlagen errichtet werden, bewirtschaftet haben, sollen vom 

Vorhabenträger ein Angebot zur langfristigen Bewirtschaftung und Pflege der Flächen 

erhalten, das ihren wirtschaftlichen Ausfall kompensieren hilft. Die Mitteilung und den 

Nachweis, dass die Fläche seit mindestens drei Jahren bewirtschaftet wurde, hat der 
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landwirtschaftliche Betrieb gegenüber dem Vorhabenträger zu erbringen. Der 

Leistungsbeginn aus dem Bewirtschaftungsvertrag soll spätestens ab dem Zeitpunkt 

der Inbetriebnahme der Anlage erfolgen. Entsprechende Bewirtschaftungsverträge 

sind der zuständigen Stelle anzuzeigen. 

§ 7 

Ersatzbeteiligung 

 
(1) Sofern keine Beteiligungsvereinbarung mit der Standortgemeinde innerhalb der 

erforderlichen Frist nach § 6 Abs. 1 Satz 4 der zuständigen Stelle nachgewiesen wird, 

hat der Vorhabenträger von Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaik-Vorhaben ein 

Angebot zur jährlichen Zahlung in Höhe von 0,2 Cent pro tatsächlich eingespeiste 

Kilowattstunde über 20 Jahre ab Inbetriebnahme an die nach § 4 Abs. 1 betroffenen 

Beteiligungsberechtigten abzugeben. Sofern es sich bei dem Angebot zur Zahlung an 

die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 um ein Angebot nach § 6 EEG 2023 

handelt, richten sich die Anforderungen und Rechtsfolgen nach dieser Vorschrift. Die 

Sätze 1 und 2 gelten im Falle von Freiflächen-Photovoltaikanlagen nur für solche 

Anlagen, welche nach § 6 Abs. 5 EEG 2023 eine Erstattung vom Netzbetreiber 

verlangen können. 

(2) Zusätzlich hat der Vorhabenträger von Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben ab einer Peak-Leistung von 15 Megawatt ein Angebot zur 

jährlichen Zahlung in Höhe von 0,1 Cent pro tatsächlich eingespeiste Kilowattstunde 

über 20 Jahre ab Inbetriebnahme an die beteiligungsberechtigten Gemeinden 

abzugeben.   

(3) Die Angebote nach Absatz 1 und Absatz 2 müssen spätestens einen Monat nach 

Ablauf der Frist des § 6 Abs. 1 Satz 4 bei der oder den Beteiligungsberechtigten nach 

§ 4 Abs. 1 eingegangen sein. Die Angebote sind von jeder Beteiligungsberechtigten 

nach § 4 Abs. 1 innerhalb von drei Monaten nach Zugang des jeweiligen Angebots 

anzunehmen oder abzulehnen. Die zuständige Stelle ist seitens des Vorhabenträgers 

über die Abgabe der Angebote und deren Annahme oder Ablehnung zu informieren. 

(4) Bei mehreren Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 erfolgt die Aufteilung der 

Zahlungen nach Absatz 1 und 2 entsprechend der Regelungen nach § 6 Abs. 2 Satz 

4 bis 7 und Absatz 3 Satz 4 EEG 2023. 
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(5) Handelt es sich bei der Gemeinde um eine verbandsangehörige sowie 

kreisangehörige Gemeinde, hat der Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 30 v. H. 

der Zahlungen an die Verbandsgemeinde sowie 10 v. H. der Zahlungen an den 

Landkreis weiterzuleiten. Handelt es sich um eine verbandsfreie, kreisangehörige 

Gemeinde, hat der Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 30 v. H. der Zahlungen an 

den Landkreis weiterzuleiten. 

(6) Zudem hat der Vorhabenträger eine Offerte an die Berechtigten nach § 4 Abs. 2 

Satz 1 für eine Eigenkapitalbeteiligung in Form eines Nachrangdarlehens in Höhe von 

mindestens 20 v. H. der Investitionssumme abzugeben. Die Offerte ist spätestens bis 

zur Inbetriebnahme der ersten Anlage aus dem Vorhaben anzubieten. Die 

Anforderungen an das zu offerierende Nachrangdarlehen bestimmen sich nach den 

Absätzen 6 bis 10. 

(7) Das Beteiligungsvolumen am Nachrangdarlehen entspricht mindestens 90.000 

EUR je Megawatt installierter Leistung je Vorhaben. Die Mindestanlagesumme für die 

Beteiligungsberechtigten darf 500 EUR nicht übersteigen. Eine Zeichnung von 

Nachrangdarlehen ist für jede Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 2 maximal in einer 

Höhe von 25.000 EUR möglich. Die zu offerierende Verzinsung des 

Nachrangdarlehens hat mindestens dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zuzüglich 2 

Prozentpunkten zu entsprechen. Es zählt der Stichtag 90 Tage vor der geplanten 

Emission der Nachrangdarlehen. Das Nachrangdarlehen muss eine Laufzeit von zehn 

Jahren haben. Bezüglich des Nachrangdarlehens gelten ansonsten die einschlägigen 

gesetzlichen Bestimmungen. 

(8) Die Offerte des Vorhabenträgers nach Absatz 6 hat eine Wirksamkeit von vier 

Monaten. Beginn und Ende der Beteiligungsmöglichkeit auf Grund der Offerte wird 

vom zuständigen Vorhabenträger festgelegt. Die Offerte ist der zuständigen Stelle 

zwecks Veröffentlichung auf der Beteiligungsplattform mindestens einen Monat vor 

Beginn der Beteiligungsmöglichkeit zuzuleiten. Die zuständige Stelle hat die Offerte 

zeitnah zu veröffentlichen, spätestens zum Beginn der Beteiligungsmöglichkeit. 

(9) Die Zeichnung der offerierten Nachrangdarlehen durch die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1 erfolgt durch schriftliche Erklärung 

gegenüber dem Vorhabenträger oder dem von diesem benannten Adressaten. Aus der 
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Erklärung muss hervorgehen, wie viel Volumen gezeichnet werden soll. Nach Ablauf 

der Zeichnungsfrist nach Abs. 8 S. 2 hat der Vorhabenträger die zuständige Stelle über 

die Anzahl der wirksamen Zeichnungen zu informieren und er hat die Annahme form- 

und fristgerechter Erklärungen der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1 

sicherzustellen. Nicht form- oder fristgerechte Erklärungen sind vom Vorhabenträger 

schriftlich zurückzuweisen und werden im jeweiligen Zuteilungsverfahren nicht 

berücksichtigt. Den Nachweis, dass eine Person beteiligungsberechtigt im Sinne 

dieses Gesetzes ist, hat diese selbst im Rahmen der Zeichnung gegenüber dem 

Vorhabenträger zu erbringen. 

(10) Wenn das Volumen der gezeichneten Nachrangdarlehen das offerierte Volumen 

übersteigt, wird dieses unter den Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1 so 

verteilt, dass jede berechtigte Person nach § 4 Abs. 2 Satz 1, die die 

Mindestanlagesumme gezeichnet hat, dieses Volumen erhält. Die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1, die mindestens einen weiteren Betrag 

in Höhe der Mindestanlagesumme gezeichnet haben, erhalten dieses zusätzliche 

Volumen. Dieser Verteilmodus ist anzuwenden, bis das gesamte gezeichnete Volumen 

zugewiesen ist. Über das verbleibende Volumen, das nicht nach diesem Prinzip 

zugewiesen werden kann, entscheidet der zeitlich frühere Eingang der Erklärung 

einer Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1. Wenn das Volumen der 

gezeichneten Nachrangdarlehen das offerierte Volumen unterschreitet, hat der 

Vorhabenträger das verbleibende Volumen zunächst unlimitiert den 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2, hiernach den Beteiligungsberechtigten nach 

§ 4 Abs. 1, anschließend regionalen Bürgerenergiegesellschaften mit Sitz oder mit 

Gesellschaftszweck in dem Gebiet der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 und 

abschließend Unternehmen anzubieten, welche mit mehr als 50 v. H. im Eigentum der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1stehen. Die Höhe des Nachrangdarlehens 

gemäß Absatz 6 darf jedoch nicht unterschritten werden. 

(11) § 6 Abs. 6 gilt entsprechend. 
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§ 8 

Ausgleichsabgabe 

 
(1) Solange der Vorhabenträger seinen Verpflichtungen zur Ersatzbeteiligung nach § 7 

Abs. 1, 2 und 6 nicht oder nicht in vollem Umfang nachkommt, kann die zuständige 

Stelle auf Antrag der betroffenen beteiligungsberechtigten Gemeinde den 

Vorhabenträger zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe an die Beteiligungsberechtigte 

nach § 4 Abs. 1 verpflichten. Die Pflicht zur Zahlung der Ausgleichsabgabe ersetzt die 

Verpflichtungen aus der Ersatzbeteiligung gegenüber der jeweiligen Gemeinde. 

(2) Die Ausgleichsabgabe beträgt 0,8 Cent pro Kilowattstunde für 

Windenergievorhaben und 0,6 Cent pro Kilowattstunde für Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben für die tatsächlich eingespeiste Strommenge. Die Pflicht zur 

Zahlung der Ausgleichsabgabe beginnt ab dem Zeitpunkt, ab dem der Vorhabenträger 

seiner Verpflichtung aus der Ersatzbeteiligung nicht oder nicht mehr in vollem Umfang 

nachkommt. Die Pflicht zur Zahlung der Ausgleichsabgabe endet mit dem Zeitpunkt, 

ab dem der Vorhabenträger seinen Verpflichtungen nach § 7 Abs. 1, 2 und 6 in vollem 

Umfang nachkommt, spätestens jedoch nach 20 Jahren ab Inbetriebnahme der ersten 

Anlage. 

(3) Vor dem Erlass eines Bescheides nach Absatz 1 Satz 1 hat die zuständige Stelle 

den Vorhabenträger anzuhören. 

(4) Der Bescheid über die Ausgleichsabgabe kann von der zuständigen Stelle 

frühestens nach Inbetriebnahme der ersten Anlage des Vorhabens erlassen werden. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Bescheid haben keine aufschiebende 

Wirkung. 

(5) Bei einem Vorhaben, das sich über mehrere Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 

1 erstreckt, errechnet sich die Ausgleichsabgabe anteilig zu den auf den betroffenen 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 stehenden Anlagen entsprechend der Rege-

lungen nach § 6 Abs. 2 Satz 4 bis 7 und Absatz 3 Satz 4 EEG 2023. 

(6) Hinsichtlich der Berücksichtigung der Verbandsgemeinden und Landkreise gilt § 7 

Abs. 5. 

(7) § 6 Abs. 6 bleibt unberührt. 
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§ 9 

Mittelverwendung durch die Kommune 

 
(1) Beteiligungsberechtigte gemäß § 4 Abs. 1, sowie Verbandsgemeinden und 

Landkreise haben die Mittel aus der Ersatzbeteiligung nach § 7 beziehungsweise die 

Mittel der Ausgleichsabgabe nach § 8 zur Umsetzung von Maßnahmen zur Steigerung 

der Akzeptanz für Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen sowie zum 

Ausbau und zur verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien auf ihrem 

Gemeindegebiet durch Dritte oder im Eigenbetrieb zu verwenden. 

 
(2) Jede Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 kann bis zu 10 v. H. der Zahlungen 

nach § 7 und § 8 als pauschale Aufwandsentschädigung für den durch dieses Gesetz 

entstehenden Verwaltungsaufwand, sowie zur Begleitung der Maßnahmenumsetzung 

verwenden. 

(3) Die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie die Verbandsgemeinden und 

Landkreise können die Mittel aus der Beteiligungsvereinbarung nach § 6, 

Ersatzbeteiligung nach § 7 beziehungsweise Ausgleichsabgabe nach § 8 für geplante 

Investitionen überjährig ansparen und gesondert verwalten. Für eine zeitnahe 

Umsetzung von investitionsintensiven Maßnahmen können die zu erwartenden 

Zahlungen des Vorhabenträgers nach Absatz 1 für maximal fünf zukünftige Jahre zu 

maximal 2/3 für eine Kreditaufnahme ohne Kommunalhaftung beliehen werden, wenn 

die investierenden Kommunen dazu keine ergänzende kommunale Haftung 

übernehmen und mindestens 1/4 der erforderlichen Investitionskosten als Eigenkapital 

einbringen. 

(4) Die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie die Verbandsgemeinden und 

Landkreise legen im Haushaltsaufstellungsverfahren dar, für welche Maßnahmen und 

Verwendungen im Sinne des Absatzes 1 sie die Einnahmen aus der Ersatzbeteiligung 

oder der Ausgleichsabgabe voraussichtlich einsetzen werden. 

(5) Die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie die Verbandsgemeinden und 

Landkreise sind verpflichtet, die Mittelverwendung aus der Beteiligungsvereinbarung 

nach § 6, der Ersatzbeteiligung nach § 7 beziehungsweise der Ausgleichsabgabe nach 
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§ 8 jährlich öffentlich bekannt zu machen. 

 

(6) Die Einnahmen aus der Beteiligungsvereinbarung nach § 6, der Ersatzbeteiligung 

nach § 7 beziehungsweise der Ausgleichsabgabe nach § 8 werden von den 

Finanzausgleichsvorschriften des Bundes und des Landes Rheinland-Pfalz nicht 

erfasst. 

§ 10 

Digitale Landesbeteiligungsplattform 

 
(1) Die zuständige Stelle nach § 11 Abs. 1 errichtet und betreibt eine Onlineplattform, 

welche zu den Vorhaben im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nachfolgende 

Informationen veröffentlicht: 

1. die vom Vorhabenträger nach § 5 Abs. 1 einzureichenden Informationen, 

 
2. die Beteiligungsvereinbarung, 

 
3. weiterführende Hinweise zu den Möglichkeiten einer Beteiligung im Rahmen der 

Beteiligungsvereinbarung, 

4. Hinweise und Möglichkeiten der Ersatzbeteiligung in Form von Nachrangdarlehen, 

 
5. eine Übersicht und Berichte der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie 

Verbandsgemeinden und Landkreise über die Mittelverwendung in den 

Kommunen, 

6. eine Übersicht über die abgeschlossenen Beteiligungsvereinbarungen, 

durchgeführten Ersatzbeteiligungen sowie die beschiedenen Ausgleichsabgaben 

sowie eine Übersicht der abgeschlossenen Bewirtschaftungsverträge nach § 6 

Abs. 6 ohne Nennung einzelvertraglicher Vergütungsregelungen. 

Die zuständige Stelle hat die Beteiligungsplattform auch für Vorhaben außerhalb des 

Anwendungsbereichs dieses Gesetzes bereitzustellen, insbesondere für Vorhaben im 

Sinne des § 2 Abs. 2 bis 9. 

(2) Auf der digitalen Landesbeteiligungsplattform werden durch die zuständige Stelle 
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Informationen zu den Offerten oder Angeboten der Vorhabenträger für den 

Beteiligungszeitraum frühestmöglich veröffentlicht. Darüber hinaus soll die zuständige 

Stelle weitere Möglichkeiten der Bekanntmachung und Information über die 

Beteiligungsmöglichkeiten ergreifen, hierzu können insbesondere regionale 

Tageszeitungen gehören. Dem Vorhabenträger und den Standortgemeinden dürfen 

hierfür keine Kosten auferlegt werden. 

 

§ 11 

Zuständigkeit und Durchführung dieses Gesetzes 

 
(1) Die Energie- und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH ist als Beliehene 

zuständige Stelle nach diesem Gesetz. Sie berät in dieser Funktion auch die 

Standortgemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise zur Umsetzung dieses 

Gesetzes, auch im Sinne eines fairen Interessenausgleiches zwischen 

Vorhabenträger und Standortgemeinden. Sie verwaltet die digitale 

Landesbeteiligungsplattform und stellt den Standortgemeinden unterstützende 

Instrumente (wie unter anderem Mustervereinbarungen) zur Verfügung.  

(2) Das für Energie zuständige Ministerium ist für die Überwachung und Durchsetzung 

der Pflichten aus diesem Gesetz zuständig, soweit diese nicht auf die zuständige Stelle 

übertragen wurden. Das für Energie zuständige Ministerium ist zuständig für die 

Aufsicht über die Recht- und Zweckmäßigkeit des Handelns der zuständigen Stelle 

nach diesem Gesetz. 

(3) Das Nähere über die Beleihung nach Absatz 1 regelt ein öffentlich-rechtlicher 

Vertrag zwischen dem für die Angelegenheiten der Energie zuständigen Ministerium 

und der Energie- und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH. 

(4) Die zuständige Stelle hat gegenüber dem für Energie zuständigen Ministerium die 

zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 

Einsichtnahme in ihre Unterlagen zu gewähren, soweit diese für die Überwachung und 

Durchsetzung der Pflichten aus diesem Gesetz erforderlich sind.  

(5) Der Vorhabenträger hat gegenüber der zuständigen Stelle die zur Durchführung 

dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsichtnahme in seine 
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Unterlagen zu gewähren, soweit diese für die Überwachung und Durchsetzung der 

Pflichten aus diesem Gesetz erforderlich sind. 

(6) Die zuständige Stelle berät sich in Abstimmung mit dem für Energie zuständigen 

Ministerium regelmäßig mit den kommunalen Spitzenverbänden zu den Erfahrungen 

und Umsetzungsanforderungen dieses Gesetzes im Interesse der 

Standortgemeinden. 

 

§ 12 

Inkrafttreten, Berichtspflicht 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 
(2) Über die Auswirkungen dieses Gesetzes berichtet die Landesregierung dem 

Landtag zum 31. Dezember 2029, im Anschluss daran alle zwei Jahre. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

 
Das Gesetz sieht Beteiligungsmöglichkeiten für Einwohnerinnen und Einwohner sowie 

Gemeinden vor. Vorhabenträger neuer Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikanlagen oder im Rahmen von Repoweringvorhaben von 

Windenergieanlagen werden zunächst dazu verpflichtet, sich mit der jeweiligen 

Standortgemeinde über eine individuelle Beteiligungsvereinbarung zu einigen. Dabei 

ist die Wahl der Beteiligungsmodelle freigestellt; die Form der Beteiligung soll im Sinne 

der Zielsetzung des Gesetzes die Einwohnerinnen und Einwohner sowie Gemeinden 

berücksichtigen. Das Gesetz nennt hierfür mögliche, nicht abschließende Beispiele für 

Beteiligungsmodelle, die ebenso erweiterbar beziehungsweise kombinierbar sind. Der 

Nachweis über die Einigung ist bis ein Jahr nach Zugang der Genehmigung bzw. bis 

ein Jahr nach Ablauf der Monatsfrist gem. § 67 Abs. 2 LBauO im Falle des 

Freistellungsverfahrens bei der zuständigen Stelle zu erbringen. 

Erfolgt der Nachweis über eine individuelle Beteiligungsvereinbarung zwischen 

Standortgemeinde und Vorhabenträger nicht, sieht das Gesetz eine automatische 

Pflicht zum Angebot einer Ersatzbeteiligung vor. Diese erfolgt in Form eines Angebots 

von Nachrangdarlehen in Höhe von 20 v. H. der Investitionssumme an die 

Einwohnerinnen und Einwohner, sowie einer Zahlung von 0,2 Cent zuzüglich 0,1 Cent 

je erzeugter Kilowattstunde bei Windenergievorhaben ab einer Peak-Leistung von 15 

Megawatt an die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1. Freiflächen-

Photovoltaikanlagen ab einer Peak-Leistung von 15 Megawatt, welche eine Vergütung 

nach dem EEG 2023 erhalten, entrichten ebenso eine Zahlung von 0,2 Cent zuzüglich 

0,1 Cent je erzeugter Kilowattstunde. Die Zahlungspflicht kann Zahlungen nach § 6 

EEG beinhalten. 

Bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen ab einer Peak-Leistung von 15 Megawatt, welche 

keine Vergütung nach dem EEG 2023 erhalten, ist nur eine Zahlung von höchstens 

0,2 Cent pro Kilowattstunde zu entrichten.  

 

Die Ersatzbeteiligung ist bis zur Inbetriebnahme anzubieten. 
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Wird die Ersatzbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht eingehalten, so sieht das 

Gesetz vor, dass der Vorhabenträger auf Antrag einer betroffenen Gemeinde eine 

Ausgleichsabgabe in Höhe von 0,8 Cent je Kilowattstunde für Windenergievorhaben 

und 0,6 Cent pro Kilowattstunde für Freiflächen-Photovoltaikvorhaben an die 

betroffenen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zu zahlen hat. 

Mit dem Gesetz wird die Möglichkeit für Einwohnerinnen und Einwohner sowie 

Gemeinden geschaffen, sich direkt an der Wertschöpfung zu beteiligen. Insofern 

erkennt das Gesetz an, dass auch eine finanzielle Beteiligung der Gemeinde vor Ort 

zur Akzeptanz in der Bevölkerung beiträgt, verfolgt gleichwohl aber das Ziel, eine 

möglichst direkte wirtschaftliche Beteiligung der betroffenen Einwohnerinnen und 

Einwohner vor Ort zu erreichen. Mit der Einrichtung einer digitalen 

Landesbeteiligungsplattform werden Einwohnerinnen und Einwohner sowie 

Gemeinden in die Lage versetzt, angewandte Beteiligungsmodelle zu vergleichen, um 

zu sachgerechten Beteiligungsvereinbarungen zu kommen. Zudem wird damit ein 

Instrument geschaffen, die Öffentlichkeit über die vielfältigen 

Ausgestaltungsmöglichkeiten der Beteiligungsformate zu informieren. 

 

Notwendigkeit und Zweck 

 
Der ambitionierte Ausbau der erneuerbaren Energien stellt nicht nur eine zentrale 

Säule der rheinland-pfälzischen Klimaschutzziele dar, sondern bildet auch die 

Grundlage für eine sichere und bezahlbare Energieversorgung in Rheinland-Pfalz. Die 

Notwendigkeit eines beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien hat sich 

durch die jüngsten geopolitischen Entwicklungen erneut und mit besonderer 

Dringlichkeit bestätigt. Der bewaffnete Konflikt zwischen den USA und dem Iran im 

Persischen Golf hat globale Energiemärkte destabilisiert, Lieferketten unterbrochen 

und Energiepreise für Bevölkerung und Wirtschaft erheblich belastet. Diese 

Entwicklung macht einmal mehr deutlich: Solange Deutschland und Europa von 

fossilen Energieträgern aus geopolitisch instabilen Regionen abhängig bleiben, bleibt 

die Energieversorgung ein strukturelles Sicherheitsrisiko. Der Ausbau der 

erneuerbaren Energien dient daher unmittelbar der Energieunabhängigkeit und damit 
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der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Sicherheit Deutschlands. Bereits die 

Energiekrise infolge des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges Russlands gegen die 

Ukraine hatte gezeigt, dass langjährig aufgebaute Abhängigkeiten von fossilen 

Lieferanten im Krisenfall die Handlungsfähigkeit von Staat und Wirtschaft gefährden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zieht hieraus die gebotene energiepolitische 

Konsequenz: Wer Bevölkerung und Wirtschaft dauerhaft vor solchen Krisen schützen 

will, muss den Ausbau heimischer erneuerbarer Energien entschlossen vorantreiben. 

Dem dringenden Ausbauerfordernis trägt der Bundesgesetzgeber unter anderem 

durch § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) sowie der Einführung des „Wind-

an-Land-Gesetz“ Rechnung. Mit dem vom Deutschen Bundestag am 7. Juli 2022 

beschlossenen und am 1. Februar 2023 in Kraft getretenen 

Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) wurden den Ländern verbindliche 

Flächenziele vorgegeben, die für die Windenergienutzung auszuweisen sind. Danach 

hat Rheinland-Pfalz gemäß § 3 Abs. 1 WindBG als Zwischenziel bis zum 31. Dezember 

2027 insgesamt 1,4 Prozent der Landesfläche sowie bis zum 31. Dezember 2032 

insgesamt 2,2 Prozent der Landesfläche als Flächenbeitragswert auszuweisen. Durch 

das am 23. März 2024 in Kraft getretene Landeswindenergiegebietegesetz will 

Rheinland-Pfalz die Zielmarke von 2,2 Prozent der Landesfläche im Rahmen des 

Windenergieflächenbedarfsgesetzes bereits zwei Jahre vorher, nämlich schon 2030, 

erfüllen. Die Planungsgemeinschaften sollen hierzu Vorranggebiete zur Nutzung der 

Windenergie in den regionalen Raumordnungsplänen (Windenergiegebiete) 

ausweisen. 

Die Realisierung von Wind- und Solarenergievorhaben hängt dabei auch maßgeblich 

von der Akzeptanz für den Wind- und Solarenergieausbau vor Ort ab. Neben der 

frühzeitigen Information und Aufklärung der Einwohnerinnen und Einwohner in den 

betroffenen Gemeinden wird die Möglichkeit der direkten und indirekten finanziellen 

Beteiligung als wirksames Mittel der Akzeptanzsteigerung und Akzeptanzsicherung 

erachtet. Die vom Ausbau der Wind- und Solarenergie betroffenen Einwohnerinnen 

und Einwohner sollen daher – einzeln oder beispielsweise in Form von 

Bürgerenergiegesellschaften – genauso wie die jeweiligen Gemeinden die Möglichkeit 

erhalten, sich finanziell am Ausbau der erneuerbaren Energien zu beteiligen. 

Dabei geht dieses Gesetz über die freiwillige Abgabe des § 6 EEG 2023 hinaus und 
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verpflichtet über die Länderöffnungsklausel des § 22 b Abs. 6 EEG 2023 die 

Vorhabenträger, Einwohnerinnen und Einwohner sowie Kommunen bei Windenergie 

und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben zu beteiligen. Doch nicht nur die Verpflichtung 

ist hierbei entscheidend, sondern auch die Möglichkeit, eine weitgehendere 

Beteiligung an den Vorhaben zu ermöglichen. Dies soll die Identifikation und direkte 

Teilhabe der Beteiligungsberechtigten an lokalen Vorhaben, über den finanziellen 

Aspekt hinaus, stärken. 

In anderen Bundesländern haben sich vergleichbare Beteiligungsgesetze, trotz 

zusätzlicher Regulatorik, bewährt. Hemmende Effekte beim Ausbau von 

Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben in anderen Bundesländern 

aufgrund von Beteiligungsgesetzen sind derzeit nicht ersichtlich. Daher sind diese 

Effekte auch für Rheinland-Pfalz nicht zu erwarten. 

 

Gesetzgebungskompetenz 

 
Die Gesetzgebungskompetenz für die Regelungen des Gesetzes liegt beim Land. 

 
Die Zuordnung einer bestimmten Regelung zu einer Kompetenznorm geschieht 

anhand von unmittelbarem Regelungsgegenstand, Normzweck, Wirkung und 

Adressat der zuzuordnenden Norm sowie der Verfassungstradition. 

Danach unterfallen die Regelungen, die die Beteiligungsvereinbarung sowie die 

Ersatzbeteiligung umfassen, dem Kompetenztitel der Energiewirtschaft, Art. 74 Abs. 1 

Nr. 11 GG und mithin der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz. Dem Recht der 

Energiewirtschaft unterfallen diejenigen Regelungen, die spezifisch die wirtschaftliche 

Betätigung in diesem in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG ausdrücklich benannten 

Wirtschaftszweig betreffen. Dazu gehören Regelungen zur Organisation der 

Energiewirtschaft und der handelnden Rechtssubjekte, soweit sie nicht - 

gesellschaftsrechtlich - unmittelbar die Ausgestaltung der in dieser Branche tätigen 

Gesellschaften zum Gegenstand haben, außerdem die Erzeugung und Verteilung von 

Energie, die Regulierung der Energiepreise sowie Maßnahmen zur Energiesicherung 

und zur Energieeinsparung. Die Regelungen des Gesetzes fallen nicht in die Kategorie 

der Steuern, sondern sind nach den Regeln der nicht-steuerlichen Abgaben zu 
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beurteilen. Dies begründet sich insbesondere darin, dass die Einnahmen, die die 

Gemeinden aufgrund der Ersatzbeteiligung oder der Ausgleichsabgabe generieren, 

nicht zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs der jeweiligen kommunalen 

Gebietskörperschaft verwendet werden, sondern zur Umsetzung von Maßnahmen zur 

Steigerung der Akzeptanz für Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

sowie zum Ausbau und zur Nutzung erneuerbarer Energien auf ihrem Gemeindegebiet 

durch Dritte oder im Eigenbetrieb verwendet werden müssen (§ 9). Daher folgt die 

Gesetzgebungskompetenz nach den allgemeinen Sachgesetzgebungskompetenzen 

der Art. 70 ff. GG und mithin nach dem bereits benannten Energiewirtschaftsrecht gem. 

Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG. 

Danach liegt die Gesetzgebungskompetenz bei den Ländern, Artikel 72 Abs. 1 GG, 

solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch ein 

Gesetz Gebrauch gemacht hat. Die konkurrierende Gesetzgebung steht auf dem 

Gebiet der Energiewirtschaft allerdings unter dem Vorbehalt der Subsidiaritätsklausel 

des Artikel 74 Abs. 2 und 4. Die Subsidiaritätsklausel nach Abs. 2 besagt, dass der 

Bund die dort genannten Gegenstände der konkurrierenden Kompetenz nur regeln 

darf, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im 

Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im 

gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 

Die Beteiligung von Gemeinden und Einwohnerinnen und Einwohnern an 

Windenergie- und Freiflächenphotovoltaik-Vorhaben regelt der Bundesgesetzgeber in 

§ 6 EEG 2023. Danach sollen Anlagenbetreiber Gemeinden, die von der Errichtung 

ihrer Anlagen betroffen sind, finanziell beteiligen. Anlagenbetreiber dürfen diesen 

Gemeinden Beträge ohne Gegenleistung anbieten. Damit macht der 

Bundesgesetzgeber von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch und bringt zum 

Ausdruck, dass er von der Erforderlichkeit im Sinne des Artikel 74 Abs. 2 GG ausgeht. 

Der Bundesgesetzgeber hat seine Gesetzgebungskompetenz des 

Energiewirtschaftsrechts nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG nicht ausgeschöpft. Die 

Regelungen im Bereich des Energiewirtschaftsrechts entfalten keine Sperrwirkung 

nach Art. 72 Abs. 1 GG. Vielmehr eröffnet der Bundesgesetzgeber mit § 22 b Abs. 6 

EEG 2023 den Ländern explizit die Möglichkeit, weitergehende Bestimmungen zur 

Bürgerbeteiligung und zur Steigerung der Akzeptanz für den Bau von neuen Anlagen 
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zu erlassen, wenn § 80 a EEG 2023 nicht beeinträchtigt ist. Die Kumulierungsvorschrift 

des § 80a EEG 2023 wird durch das vorliegende Gesetz nicht verletzt. Das vorliegende 

Gesetz trifft, wie von § 22 b Abs. 6 EEG 2023 vorgesehen, weitergehende Regelungen 

im Vergleich zu § 6 EEG 2023. Den Ländern bleibt es demnach unbenommen, 

Regelungen zu einer verpflichtenden Abgabe oder einer gänzlich anderen 

Ausgestaltung, wie im vorliegenden Gesetz primär die Pflicht zum Abschluss einer 

individuell ausgestalteten Beteiligungsvereinbarung, zu treffen. Dies stellte schon das 

Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Bürger- und 

Gemeindenbeteiligungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern fest.  Es ist nicht davon 

auszugehen, dass der Bundesgesetzgeber durch die freiwillige Ausgestaltung des § 6 

EEG 2023 zum Ausdruck bringen wollte, dass eine verpflichtende Regelung seitens 

der Länder nicht möglich oder nicht zweckförderlich sei. Dagegen spricht zum einen 

die weite Formulierung der Öffnungsklausel des § 22 b Abs. 6 EEG 2023. Zum anderen 

wäre eine verpflichtend ausgestaltete Regelung des Bundesgesetzgebers, verknüpft 

mit einer Zweckvorgabe bzgl. der Verwendung des Mittelzuflusses, anders als eine 

solche des Landesgesetzgebers, finanzverfassungsrechtlich wohl nicht zulässig. Einer 

solchen Regelung stünde insbesondere Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG entgegen, wonach 

durch Bundesgesetz Gemeinden und Gemeindeverbänden keine Aufgaben 

übertragen werden dürfen. 

 

Verwaltungsmäßige Abwicklung, Verwaltungsaufwand und finanzielle 

Auswirkungen für das Land Rheinland-Pfalz 

Bei dem für Energie zuständigen Ministerium sollen eine  Stellen mit der Abwicklung 

des Gesetzes betraut werden. Aufgabe des für Energie zuständigen Ministeriums ist 

die Aufsicht über die Recht- und Zweckmäßigkeit des Handelns der zuständigen Stelle. 

Auch wird das Ministerium im Rahmen der in § 12 Abs. 2 normierten Berichtspflicht 

Auswertungen vornehmen, unter anderem über die Auswirkungen des Gesetzes auf 

die Akzeptanz für den weiteren Wind- und Solarenergieausbau in der Bevölkerung. 

Für die Einrichtung der in § 10 vorgesehenen digitalen Beteiligungsplattform werden 

einmalig Kosten in Höhe von 65.000 EUR angenommen. Für den laufenden Betrieb 

sind jährliche Kosten in Höhe von 30.000 EUR anzusetzen. Die Sachkosten sind 
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innerhalb der Haushaltsansätze des Doppelhaushalts 2027/2028 abzudecken. 

Zudem entstehen Kosten für den Personalbedarf der zuständigen Stelle. Der 

zuständigen Stelle wird in dem Gesetz eine Vielzahl von Aufgaben übertragen. 

Insbesondere nimmt sie Informationen zur Einhaltung von Pflichten und Fristen seitens 

der Vorhabenträger und der Gemeinden entgegen und veröffentlicht diese auf der 

Transparenzplattform. Zudem entscheidet sie über Anträge der Kommunen auf 

Zahlung der Ausgleichsabgabe im Falle einer Pflichtverletzung durch den 

Vorhabenträger. 

 

Finanzielle Auswirkungen für Gemeinden und Gemeindeverbände 

 
Die Regelungen haben Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der 

Gemeinden und Gemeindeverbände - die jedoch überwiegend als positiv anzusehen 

sind, da Gemeinden gesetzlich verpflichtend an der Wertschöpfung von Windenergie- 

und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben zu beteiligen sind. Diese möglichen, auf 20 

Jahre angelegten Einnahmen werden dabei mit höchster Wahrscheinlichkeit jenen 

einmaligen Aufwand zur Aushandlung der Beteiligungsformate durch die Gemeinde in 

Wahrnehmung eigener Interessen übersteigen. 

Sofern eine Gemeinde eine Standortgemeinde ist, haben die Vorhabenträger ihr eine 

Beteiligungsvereinbarung anzubieten. Falls keine fristgerechte Einigung erfolgt, ist 

durch den Vorhabenträger eine Ersatzbeteiligung anzubieten bzw. auf Antrag der 

Gemeinde eine Ausgleichsabgabe zu zahlen. Vorhabenträger haben für die 

Beteiligungsvereinbarung frühzeitig den Austausch mit der Standortgemeinde zu 

suchen und ihr einen Beteiligungsentwurf vorzulegen. Das Gesetz sieht dabei die Pflicht 

zum Angebot allein für die Vorhabenträger vor. Der Aufwand der Gemeinden ergibt 

sich allein aus dem frühzeitigen Austausch, den Vertragsverhandlungen und dem 

freiwilligen Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung bzw. aus der Annahme der 

Angebote aus der Ersatzbeteiligung bzw. aus der Beantragung und Annahme der 

Ausgleichsabgabe. 

Gemeinden sind verpflichtet nach § 9 Abs. 5 jährlich die empfohlene Mittelverwendung 

aus Beteiligungsvereinbarungen, der Ersatzbeteiligung bzw. der Ausgleichsabgabe im 
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Rahmen einer öffentlichen Bekanntmachung transparent zu kommunizieren. Zweck 

der Veröffentlichung ist hierbei die Akzeptanzsteigerung in der Bevölkerung durch 

Transparenz über die durch Beteiligung aufgebrachten Mittel. Ein großer 

Verwaltungsaufwand wird hierfür allerdings nicht erwartet. 

Bei den vorgenannten gesetzlichen Regelungen handelt es sich weder um eine 

Übertragung der Erfüllung staatlicher Aufgaben noch um eine Verpflichtung zur 

Erfüllung von Selbstverwaltungsaufgaben oder um das Stellen von besonderen 

Anforderungen an die Erfüllung bestehender oder neuer Aufgaben im Sinne des § 1 

Abs. 1 Satz 1 des KonnexAG. Es wird vielmehr ein bestimmtes Verfahren normiert, 

welches im Rahmen einer Existenzaufgabe auszuführen ist. Daher ist der 

Anwendungsbereich des KonnexAG nicht eröffnet. 

 

Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und für Einwohnerinnen und 

Einwohner 

Das Gesetz hat finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen, die Vorhabenträger nach § 

3 Abs. 1 sind. Betroffen sind mithin auch mittelständische Unternehmen. 

 
Es entsteht ein Aufwand durch die einzureichenden Informationen nach § 5 Abs. 1, die 

jedoch inhaltsgleich zu der ohnehin nach Bundesrecht vorzunehmenden Meldung im 

Marktstammdatenregister sind. 

Zudem ist der Beteiligungsentwurf nach § 5 zu erarbeiten und die 

Beteiligungsvereinbarung nach § 6 zu verhandeln bzw. zu schließen. Hierzu soll 

frühzeitig ein Austausch mit der Standortgemeinde stattfinden, um dieser ein 

Beteiligungsangebot nach § 5 Abs. 4 vorlegen zu können. Die 

Beteiligungsvereinbarung ist schließlich auch der zuständigen Stelle nachzuweisen. 

Die Kosten für Unternehmen aus der eigentlichen Beteiligungsvereinbarung sind vorab 

nicht zu ermitteln, da sie fallspezifisch je nach Ausgestaltung ausfallen. Diese müssen 

nicht zwangsläufig gewinnmindernd wirken. Die Beteiligung der Einwohnerinnen und 

Einwohner und der Kommunen kann sich jedoch auf die Wirtschaftlichkeit der 

Vorhaben und mithin auch auf die Realisierung von Vorhaben auch an weniger 

wirtschaftlichen Standorten auswirken. Die Flexibilität durch individuelle 
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Beteiligungsvereinbarungen ermöglicht hierbei gleichwohl eine größtmögliche 

Vereinbarkeit der unterschiedlichen Interessen. So können neben wirtschaftlichen 

Fragestellungen an unterschiedlichen Standorten beispielsweise lokale Präferenzen 

sowie etablierte Modelle berücksichtigt werden. Der Verwaltungsaufwand für die 

Beteiligten sowie die Vollzugskosten und der Beratungsbedarf für unklare Fälle hält sich 

auf Grund dieser Flexibilität ebenfalls in Grenzen. Zudem wird erwartet, dass sich 

aufgrund der finanziellen Beteiligung der Pachtzins verringert. 

Im Rahmen der Ersatzbeteiligung können finanzielle Auswirkungen entstehen durch 
 

- die Nachrangdarlehen: Mit Ausgabe der Nachrangdarlehen wird Kapital zu 

einem festen Zinssatz für 10 Jahre aufgenommen. Die finanzielle Auswirkung 

hängt vor allem davon ab, ob diese Nachrangdarlehen mit einem Zinssatz 

bedient werden, der über jenem Zinssatz liegt, mit dem der Vorhabenträger 

anderweitig den betreffenden Anteil an der Investitionssumme hätte 

finanzieren können; 

- die Zahlung an die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1: Eine Zahlung in 

Höhe von 0,2 Cent + 0,1 Cent bei Windenergie- und Freiflächen- 

Photovoltaikanlagen ab 15 Megawatt Peak-Leistung, je aus der 

Gesamtanlage eingespeisten Kilowattstunden über 20 Jahre an die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 kann einen entsprechenden 

Aufwand für den Vorhabenträger bedeuten. Eine Ausgleichsmöglichkeit ergibt 

sich jedoch dann, wenn eine im Gesetz berücksichtigte Beteiligung über § 6 

EEG genutzt wird. Bei dieser Variante können sich Vorhabenträger die 

Zahlungen in Höhe von 0,2 Cent je erzeugter Kilowattstunde vom 

Netzbetreiber erstatten lassen, sofern es sich dabei um EEG-geförderte 

Strommengen handelt. Dadurch kann dieser Teil der finanziellen 

Auswirkungen größtenteils begrenzt werden. 

Im Rahmen der Ausgleichsabgabe können finanzielle Auswirkungen entstehen durch 

die entsprechende Zahlung in Höhe von 0,8 Cent für Windenergievorhaben bzw. 0,6 

Cent für Freiflächenphotovoltaikvorhaben je aus dem Vorhaben erzeugter 

Kilowattstunde an die beteiligungsberechtigte Gemeinde ab dem Zeitpunkt, ab dem 

der Vorhabenträger seiner Verpflichtung aus der Ersatzbeteiligung nicht oder nicht in 

vollem Umfang mehr nachkommt. Wie auch bei der Ersatzbeteiligung kann im Rahmen 
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der Ausgleichsabgabe bei Nutzung der Regelung von § 6 EEG eine gewisse Erstattung 

– Zahlungen in Höhe von 0,2 Cent je eingespeister und EEG-geförderter Kilowattstunde 

– durch den Netzbetreiber möglich sein, welche die finanziellen Auswirkungen mindern 

kann. 

Für private Haushalte entstehen keine Kosten. Hingegen entstehen Möglichkeiten für 

positive finanzielle Auswirkungen durch freiwillige Beteiligungsvereinbarungen bzw. 

ansonsten durch das Angebot von Nachrangdarlehen im Rahmen der 

Ersatzbeteiligung. Letztlich können sich auch die Zahlungen an die Gemeinde (im 

Rahmen der Beteiligungsvereinbarungen, Ersatzbeteiligung oder Ausgleichsabgabe) 

– je nach Mittelverwendung – finanziell positiv auf die privaten Haushalte auswirken. 

Von einer Gesetzesfolgenabschätzung wurde im Hinblick auf die begrenzte 

Wirkungsbreite der Vorschriften abgesehen. Die Vorschriften greifen lediglich im Falle 

der Errichtung neuer Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen und entfalten 

keine unmittelbare, generelle Wirkung auf große Teile der Bevölkerung, der Wirtschaft 

oder der kommunalen Gebietskörperschaften. 

 

Sonstige Auswirkungen 

 
Das Prinzip des Gender-Mainstreaming ist bei der Konzeption des Gesetzes geprüft 

worden. Die Gleichstellung von Frau und Mann ist durch das Gesetz nicht berührt. 

Auch Auswirkungen auf die spezifische Situation von Eltern, Kindern und Familien sind 

nicht erkennbar. Das Gesetz berücksichtigt Bevölkerungs- und Altersentwicklungen 

angemessen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass die negativen Auswirkungen 

des Klimawandels nachfolgende Generationen besonders beeinträchtigt. 

 

 

 

Befristung und Berichtspflicht 

 
Von einer Befristung ist abzusehen. Über die Erfahrungen mit diesem Gesetz, 

insbesondere über die Auswirkungen des Gesetzes für den weiteren Wind- und 
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Solarenergieausbau in der Bevölkerung, berichtet die Landesregierung zum 31. 

Dezember 2029, im Anschluss daran alle zwei Jahre. 

 

 
B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

In § 1 wird der Zweck des Gesetzes bestimmt. 

 
Hintergrund des Gesetzes ist der notwendige und beschleunigte Ausbau der 

Erneuerbaren Energien, der nach § 2 EEG 2023 im überragenden öffentlichen 

Interesse steht und der öffentlichen Sicherheit dient. § 1 bestimmt in diesem 

Zusammenhang die grundlegende Zielsetzung des Gesetzes. So wird das 

größtmögliche Maß an Akzeptanz und Teilhabe sowohl der Einwohnerinnen und 

Einwohner als auch der betroffenen Kommunen bei Bau und Betrieb von neuen 

Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen angestrebt. Da die Akzeptanz der 

Wind- und Solarenergienutzung in besonderem Maße mit der Sichtbarkeit der Anlagen 

zusammenhängt und der vom Bundes- und Landesgesetzgeber gewollte 

beschleunigte Ausbau auch von der Akzeptanz der Bevölkerung und der Kommunen 

vor Ort abhängt, soll durch die Normierung von finanziellen Teilhabemöglichkeiten für 

diesen Betroffenenkreis ein größeres Maß an Akzeptanz und Partizipation erreicht 

werden. 

Da die aktuellen Pachtzinsen für Flächen für Freiflächen-Photovoltaik- und 

insbesondere Windenergievorhaben überproportional hoch sind und weit über dem 

Marktwert alternativer Nutzungen liegen, besteht die Möglichkeit, dass als Folge der 

Wirkungen des Gesetzes die Pachtzinsen absinken werden und daher Ausgaben im 

Zusammenhang mit diesem Gesetz durch geringere Pachtzinsen ausgeglichen 

werden. Der Pachtzins wäre dennoch deutlich höher im Vergleich zu alternativen 

Nutzungen und würde damit weiterhin eine hohe Attraktivität für 

Flächeneigentümerinnen und -eigentümer darstellen. 

Zu § 2 

§ 2 regelt den Anwendungsbereich. 
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Zu Absatz 1 

Mit § 2 Abs. 1 wird der Anwendungsbereich des Gesetzes definiert. Die Absätze 2 bis 

9 treffen hiervon abweichende Regelungen. 

Danach werden zum einen nach Nummer 1 Windenergieanlagen nach § 4 Abs. 1 Satz 

3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 sowie Nummer 1.6 

von diesem Gesetz erfasst. Damit fallen beispielsweise Windenergieanlagen mit einer 

Gesamthöhe von unter 50 Metern nicht in den Anwendungsbereich des Gesetzes, da 

sie nach Nr. 1.6 des Anhangs 1 der 4. Verordnung über genehmigungsbedürftige 

Anlagen keiner Genehmigung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BImSchG bedürfen. Nummer 1 

lit. 

b) stellt klar, dass auch Repoweringvorhaben beim vollständigen Austausch von 

Anlagen nach § 16 b Abs. 2 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetz in den 

Anwendungsbereich des Gesetzes im Sinne der Nummer 1 fallen. Klein- und 

Kleinstwind-energieanlagen (kleiner als 50 Meter Gesamthöhe) werden nicht von 

diesem Gesetz erfasst, da die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen ansonsten zu sehr 

beeinträchtigt wäre. 

Nach Nummer 2 gilt das Gesetz auch für Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Für die 

Definition von Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird auf § 3 Abs. 2 EEG 2023 

verwiesen und nicht auf das BImSchG, da Freiflächen-Photovoltaikanlagen nicht vom 

Anwendungsbereich des BImSchG erfasst sind. Die Genehmigung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen richtet sich nach Baurecht. Primär wird im Freistellungsverfahren 

nach § 67 LBauO verfahren, da es sich bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen um 

Vorhaben nach § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 LBauO handelt. Sofern die zuständige 

Behörde erklärt, dass ein Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll, findet 

das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 66 LBauO Anwendung. Der 

Anwendungsbereich dieses Gesetzes ist eröffnet unabhängig von der Verfahrensart 

nach LBauO. 

 

Zu Absatz 2 

 
Aus Absatz 2 geht hervor, dass nur Anlagen ab einer Gesamtleistung von einem 
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Megawatt von dem Anwendungsbereich des Gesetzes erfasst sind. Für Anlagen mit 

einer Gesamtleistung unter einem Megawatt würde eine zusätzliche Abgabe die 

Wirtschaftlichkeit zu sehr beeinflussen. 

Zu Absatz 3 

 
Mit der Regelung des Absatzes 3 werden Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben, die nach § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch als unselbstständiger Teil 

eines im bauplanungsrechtlichen Außenbereich privilegierten Betriebes 

genehmigungsfähig sind, vom Anwendungsbereich ausgenommen. Da die nach 

diesen Regelungen genehmigungsfähigen Anlagen sowohl von ihrer Größe her eher 

kleiner und untergeordnet sind und auch von ihrer Häufigkeit her eher nur vereinzelt 

als Nebenanlage zu land-, forstwirtschaftlichen oder sonstigen gewerblichen Betrieben 

auftreten, wäre die Einbeziehung in dieses Gesetz nicht zweckmäßig. So besteht bei 

diesen Anlagen bereits ein Problem in der direkten wie auch der indirekten Beteiligung 

von Dritten. Auch widerspräche eine Einbeziehung in den Anwendungsbereich dem 

Zweck von Nebenanlagen, die vordringlich dem jeweiligen Betrieb dienen und nicht auf 

die Einspeisung in das öffentliche Netz und die damit verbundene Gewinnerzielung 

ausgerichtet sind. Gleichzeitig wird mit der Regelung des Absatzes 3 klar, dass auch 

Anlagen, die sich innerhalb des bauplanungsrechtlichen Innenbereichs befinden, von 

dem Anwendungsbereich erfasst werden. 

Zu Absatz 4 

 
Anlagen der überwiegenden Eigenversorgung von Betrieben, welche im jeweiligen 

Raumordnungsplan in festgelegten Bereichen für gewerbliche oder industrielle 

Nutzungen liegen, sind durch dieses Gesetz nicht betroffen. Die Voraussetzungen, 

wann eine solche Anlage gegeben ist, richten sich nach § 3 Nr. 24 b des 

Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2025 (BGBl. I Nr. 51). Hierunter fallen 

zum Beispiel Anlagen, welche den erzeugten Strom fast überwiegend direkt an 

angeschlossene Betriebe abgeben und somit nicht oder nur in geringem Maße ins 

öffentliche Netz einspeisen. Gleiches gilt für Anlagen der Direktbelieferung eines 

Abnehmers mit Strom, der nicht mit dem Anlagenbetreiber identisch ist und bei 

welchen keine Durchleitung durch ein Netz der öffentlichen Versorgung erfolgt. Hier 
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wird Bezug genommen auf die Voraussetzungen, die in § 21 b Abs. 4 Nr. 2 EEG 2023 

normiert sind. Der Grund, weshalb diese Anlagen aus dem Anwendungsbereich 

ausgeschlossen sind, ist der gleiche wie in Absatz 3. Die Anlagen sind direkt den 

Betrieben zuzuordnen und dienen überwiegend der betrieblichen Eigenversorgung mit 

Strom. Mit ihnen sollen die Strombezugskosten gesenkt werden, was wiederum den 

Betriebsgewinn erhöht. Eine verpflichtende Abgabe würde nicht dem Zweck der 

Akzeptanzsteigerung im Sinne dieses Gesetzes entsprechen.  

Zu Absatz 5 

 
Durch die Regelung des Absatzes 5 werden ebenfalls Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikanlagen vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen, die weit 

überwiegend der Erforschung und Erprobung dienen (so genannte Prototypen). 

Anlagen, die weit überwiegend der Entwicklung und Erprobung dienen, verfolgen nicht 

primär einen wirtschaftlichen Zweck. Es ist auch nicht immer möglich, solche Anlagen 

wirtschaftlich zu betreiben. Um die Weiterentwicklung der Anlagentypen nicht zu 

gefährden durch Investitionsunsicherheiten und hohe Abgaben, sind diese durch die 

Regelungen ausgenommen. 

Das Vorliegen der Voraussetzung ist vom Vorhabenträger gegenüber der zuständigen 

Stelle darzulegen und von dieser festzustellen. Die Beweislast, dass der 

Anwendungsbereich des Gesetzes für die Anlage nicht eröffnet ist, liegt damit beim 

Anlagenbetreiber. 

Zu Absatz 6 

 
Mit der Regelung des Absatzes 6 werden Bürgerenergiegesellschaften im Sinne des 

Erneuerbaren-Energien-Gesetzes vom Anwendungsbereich ausgenommen, so dass 

diese nicht im Widerspruch zur Privilegierung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 

unter weitergehende Beteiligungsverpflichtungen nach § 7 Abs. 1 fallen. Zu den 

Bürgerenergiegesellschaften gehören auch Bürgerenergiegenossenschaften. 

Vorhaben von Bürgerenergiegesellschaften sind bereits durch die breite Beteiligung der 

Einwohnerinnen und Einwohner vor Ort wesentlich akzeptanzstärker. Mit der 

Ausnahme von Bürgerenergiegesellschaften vom Anwendungsbereich wird ein 

Widerspruch zur Wertung des Bundesgesetzgebers im Erneuerbare-Energien-Gesetz 

vermieden. So wird davon ausgegangen, dass Bürgerenergiegesellschaften im 
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Rahmen der Realisierung neuer Vorhaben hinreichende Angebote zur finanziellen 

Beteiligung der Bevölkerung vor Ort initiieren. 

  

Satz 2 trägt der Konstellation Rechnung, dass ein Vorhaben eine Mischform darstellt, 

die gemeinsam betrachtet einen Ausschlussgrund vom Anwendungsbereich des 

Gesetzes begründen würden. Diese Vorhaben sind dann vom Anwendungsbereich 

ausgenommen, wenn sie insgesamt betrachtet zu 100 v. H. in die jeweils genannten 

Kategorien fallen. 

Zu Absatz 7 

 
Vorhabenträger, welche sich mehrheitlich, das heißt über 50 v. H. im Eigentum der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 befinden, fallen nicht unter die Regelungen 

dieses Gesetzes. Hierdurch soll verhindert werden, dass zum Beispiel Stadtwerke mit 

einer entsprechenden Beteiligung Abgaben nach diesem Gesetz machen müssen. 

Denn entsprechende Unternehmen tragen bereits zur Wertschöpfung der Kommunen 

bei und somit auch zur Akzeptanz bezüglich des Ausbaus der erneuerbaren Energien. 

Hierbei ist es entscheidend, dass sich besagte Unternehmen mehrheitlich im Besitz 

der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 befinden. Denn nur so ergibt sich der 

Mehrwert und die Akzeptanzsteigerung für die Bevölkerung und die Kommunen vor 

Ort. 

Zu Absatz 8 

 
Besondere Photovoltaikanlagen, wie Agri-Photovoltaikanlagen, 

Parkplatzphotovoltaikanlagen, Photovoltaikanlagen auf Moorböden und Floating-

Photovoltaikanlagen befinden sich noch im Markthochlauf. Die Wirtschaftlichkeit ist 

noch nicht in dem Maße gegeben, wie dies für herkömmlichen Freiflächen-

Photovoltaikanlagen der Fall ist. Außerdem ist bei genannten Photovoltaikanlagen 

bereits eine höhere Akzeptanz aufgrund der Doppelnutzung der Aufstellflächen in der 

Bevölkerung gegeben. Um den Markthochlauf nicht zu gefährden durch Abgaben, 

welche die Wirtschaftlichkeit beeinträchtigen, werden besondere Photovoltaikanlagen 

von den Regelungen dieses Gesetzes ausgenommen. 
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Zu Absatz 9 

In zeitlicher Hinsicht gilt das Gesetz nach Absatz 8 nicht für solche Windenergieanlagen, 

die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits genehmigt wurden 

beziehungsweise deren Genehmigung unter Beifügung der nach § 7 der Verordnung 

über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV vollständigen Unterlagen beantragt 

worden ist. Für den letzteren Fall ist die Vollständigkeit der Antragsunterlagen im 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren von wesentlicher Bedeutung. 

Diese bestimmt sich nach den Vorschriften des immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens. Es ist nicht ausreichend, dass die Genehmigung unter 

Einreichung mancher Unterlagen beantragt wurde. 

Im Falle von Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird auf das Einreichen der 

erforderlichen Bauunterlagen abgestellt. 

Vor dem Hintergrund auch des Aufwandes, des nicht unerheblichen 

Grundrechtseingriffes sowie der vom Gesetz vorgesehenen frühen Abstimmung 

zwischen Vorhabenträger und Gemeinde tritt die Verpflichtung nach § 5 Abs. 1 und 2 

in Verbindung mit § 6 Abs. 1 erst für die nicht vom zeitlichen Anwendungsbereich 

ausgeschlossenen Vorhaben ein. 

Zu Absatz 10 

 
Das Vorliegen der Voraussetzung ist vom Vorhabenträger gegenüber der zuständigen 

Stelle darzulegen und von dieser festzustellen. Die Beweislast, dass der Anwendungs-

bereich des Gesetzes für die Anlage nicht eröffnet ist, liegt damit beim 

Anlagenbetreiber. 

 
Zu § 3 

§ 3 enthält zur besseren Verständlichkeit des Gesetzes Begriffsbestimmungen bzw. 

Konkretisierungen von Begriffen aus anderen Gesetzen. Diese Begriffserklärungen 

werden größtenteils als selbsterklärend angesehen. Nachfolgend werden manche 

weitergehend erläutert. 

 

 



38  

Zu Nummer 7 

 
In Nummer 7 wird der Begriff der „formellen Legalität“ erläutert. Dieser meint im 

Rahmen dieses Gesetzes im Falle des Freistellungsverfahrens den Ablauf der 

Monatsfrist gem. § 67 Abs. 2 LBauO oder im Falle eines Genehmigungsverfahrens den 

Zeitpunkt der Zustellung der Baugenehmigung im Sinne des § 70 Abs. 3 Satz 1 LBauO. 

Die Einführung eines solchen Begriffes ist notwendig, da insb. im Falle des 

Freistellungsverfahrens die Fristen nicht an eine Genehmigung anknüpfen können, da 

in diesem Verfahren keine Genehmigung erteilt wird. Dennoch muss ein Zeitpunkt 

ermittelbar sein, an den entsprechende Rechtsfolgen anknüpfen können. Hierunter fällt 

beispielsweise der Zeitpunkt des Wohnsitzes nach § 4 Abs. 2 Satz 1 und damit die 

Beteiligungsberechtigung, aber auch der Fristenlauf für die Beteiligungsvereinbarung 

nach § 5 sowie § 6 Abs. 1 Satz 4. Für Genehmigungsverfahren von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen ist insbesondere das Baurecht einschlägig. 

Zu Nummer 8 

 
In Absatz 8 wird der Begriff „Offerte“ für dieses Gesetz legaldefiniert als die 

Aufforderung zur Abgabe eines verbindlichen Vertragsangebots. In der 

Rechtswissenschaft ist unter dieser Definition in der Regel die invitatio ad offerendum 

zu verstehen. Der Begriff „Offerte“ wird allerdings als leichter verständlich angesehen 

und soll den Personen, an die sich das Gesetz richtet, den Umgang mit dem Gesetz 

erleichtern. 

Zu § 4 

§ 4 bestimmt in Absatz 1 die beteiligungsberechtigten Kommunen und in Absatz 2 die 

beteiligungsberechtigten Personen. 

Zu Absatz 1 

 
Zur Bestimmung der beteiligungsberechtigten Kommunen verweist Absatz 1 auf die 

Regelungen des § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 des EEG 2023. 

Beteiligungsberechtigt bei Windenergievorhaben sind demnach alle Gemeinden, 

deren Gemeindegebiet sich zumindest teilweise innerhalb eines um die 

Windenergieanlage gelegenen Umkreises von 2,5 km um die Turmmitte der 

Windenergieanlage befindet. Befinden sich in diesem Umkreis Gebiete, die keiner 



39  

Gemeinde zugehörig sind (gemeindefreie Gebiete), gilt für diese Gebiete der jeweils 

zuständige Landkreis als beteiligungsberechtigt. 

Im Falle von Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind solche Gemeinden 

beteiligungsberechtigt, auf deren Gebiet sich die Freiflächenanlage befinden. Im Falle 

von gemeindefreien Gebieten ist der jeweils zuständige Landkreis 

beteiligungsberechtigt. 

Der Zweck der Beteiligung der Gemeinden, die direkt von einem Vorhaben betroffen 

sind, ist es, eine Akzeptanzsteigerung durch eine Teilhabe an der Wertschöpfung der 

Windenergienutzung zu bewirken. Diese Beteiligung soll dann mittelbar, über die sich 

dadurch verbessernde finanzielle Ausstattung der Gemeinde, auch 

akzeptanzsteigernd für jene Einwohnerinnen und Einwohner wirken, die sich nicht 

beteiligen können oder wollen. 

Zu Absatz 2 

 
In Absatz 2 wird der Kreis der zu beteiligenden Personen festgelegt. 

Beteiligungsberechtigt sind die Einwohnerinnen und Einwohner im Sinne von § 2 Abs. 

1 Bundesmeldegesetz (BMG), die innerhalb des Gemeindegebiets einer 

beteiligungsberechtigten Gemeinde seit mehr als drei Monaten wohnen. Die Regelung 

nimmt keine Differenzierung hinsichtlich Haupt- oder Nebenwohnung vor. Es muss sich 

einzig um eine Wohnung im Sinne des § 20 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 

handeln. Diese Wohnung muss eine natürliche Person seit mindestens drei Monaten 

innehaben. Zweck dieser Regelungen ist es, Mitnahmeeffekte zu vermeiden. 

Die Regelung des Satz 2 ergänzt, dass ebenfalls natürliche und juristische Personen 

beteiligt werden können, die seit mindestens 3 Monaten Eigentümer eines 

Grundstückes in einer beteiligungsberechtigten Gemeinde sind. Damit kann auch für 

diese Akteure die Möglichkeit eröffnet werden, da sie durch mögliche Einflüsse auf ihr 

Grund-stück betroffen sein können. 

 

Zu § 5 

§ 5 regelt, welche Informationen an die zuständige Stelle zu welchem Zeitpunkt 
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übermittelt werden müssen und wie die Erarbeitung eines Beteiligungsentwurfs 

abzulaufen hat. 

Zu Absatz 1 

 
Mit der Regelung des Absatzes 1 wird für den Vorhabenträger eine Informationspflicht 

gegenüber der nach § 11 Abs. 1 zuständigen Stelle normiert. Satz 1 normiert die Pflicht 

im Falle von Windenergievorhaben, die zuständige Stelle innerhalb eines Monats nach 

Zugang der Genehmigung der Windenergieanlage zu informieren. In Satz 2 knüpft die 

Frist bei Freiflächen-Photovoltaikvorhaben an den Eintritt der formellen Legalität an; 

also an den Ablauf der Monatsfrist gem. § 67 Abs. 2 LBauO bei einem 

Freistellungsverfahren oder im Genehmigungsverfahren an den Zeitpunkt der 

Zustellung der Baugenehmigung im Sinne des § 70 Abs. 3 Satz 1 LBauO. 

Die Informationen dienen der Stelle dazu, Einwohnerinnen und Einwohner sowie 

Kommunen frühzeitig, vor dem eigentlichen Baubeginn, über das Vorhaben zu 

informieren, insbesondere im Wege der Beteiligungsplattform nach § 10. Durch die 

sowohl inhaltliche als auch fristseitige Anlehnung an die Verpflichtung aus § 5 Abs. 4 

Satz 1 in Ver-bindung mit Absatz 5 Satz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung 

entsteht dem Vorhabenträger kaum zusätzlicher bürokratischer Aufwand. Gleiches gilt 

für die abzugebende Vorhabenbeschreibung, die in der Regel ohnehin – etwa im 

Rahmen der Vorhabenfinanzierung – abzugeben ist. Auch handelt es sich bei diesen 

Informationen entweder um ohnehin öffentlich zugängliche Informationen oder aber 

um Informationen, die keine darüberhinausgehend relevanten Informationen aus 

datenschutzrechtlicher oder betriebswirtschaftlicher Sicht enthalten. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 stellt klar, dass es Aufgabe des Vorhabenträgers ist, den Entwurf einer 

Beteiligungsvereinbarung zu erarbeiten und er bereits zu dem Zeitpunkt die Interessen 

der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1zu berücksichtigen hat. Wie letzteres zu 

erfolgen hat, konkretisiert der nachfolgende Absatz 3. 

Zu Absatz 3 

 
Absatz 3 regelt, dass der Vorhabenträger frühestmöglich, also noch vor Erarbeitung 
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des Beteiligungsentwurfs, in einen Austausch mit allen beteiligungsberechtigten 

Gemeinden i.S.d. § 4 Abs. 1 über die Art der Beteiligungsmöglichkeiten tritt. Während 

die Beteiligungsvereinbarung später nur mit der verhandlungsführenden 

Standortgemeinde geschlossen wird, sind an dem frühzeitigen Austausch alle 

Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 zu beteiligen. Indem alle 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zu diesem Zeitpunkt in einen direkten 

Austausch mit dem Vorhabenträger treten wird sichergestellt, dass die Interessen aller 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 angemessen gewahrt werden. 

Ziel ist es dabei, dass eine Verständigung zwischen Vorhabenträger und den 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 über den im Nachgang vom Vorhabenträger 

zu erstellenden Beteiligungsentwurf (Absatz 2 und 4) hergestellt wird. 

Die Gemeinden sind mit ihren Kenntnissen über die Gegebenheiten im 

Gemeindegebiet sowie den Bedürfnissen ihrer Einwohnerinnen und Einwohner in der 

Lage, Aussagen darüber zu treffen, welche Beteiligungsmöglichkeiten in ihrer 

Gemeinde am erfolgreichsten sein dürften und zu einem größtmöglichen 

Akzeptanzgewinn beitragen können. Die Gemeinden haben jedoch auch die 

wirtschaftlichen Bedingungen des Vor-habens zu berücksichtigen, damit der Umfang 

der Beteiligung einen angemessenen Ausgleich der jeweiligen Interessen ermöglicht. 

Mit Blick auf die Akzeptanz der Bevölkerung ist es wesentlich, dass dieser Austausch 

frühestmöglich stattfindet, damit da-rauf aufbauend ein frühestmöglicher 

Beteiligungsentwurf vorgelegt bzw. eine Beteiligungsvereinbarung nach § 6 vereinbart 

werden kann. Daher hat dieser Austausch spätestens einen Monat nach Zugang der 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bzw. des Eintritts der formellen Legalität 

zu beginnen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die Pflicht des Vorhabenträgers, der Standortgemeinde spätestens 

sechs Monate nach Zugang der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bzw. des 

Eintritts der formellen Legalität einen Beteiligungsentwurf vorzulegen. Der Entwurf muss 

zeitgleich auch der zuständigen Stelle vorgelegt werden. 

Der Beteiligungsentwurf ist nur noch der verhandlungsführenden Standortgemeinde, 

nicht aber allen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 vorzulegen. Denn die 
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Vereinbarung soll lediglich mit der Standortgemeinde, nicht aber mit allen 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 verhandelt werden. Eine zu hohe Anzahl an 

Personen würde andernfalls den Verhandlungsprozess erschweren. Im Falle von 

mehreren Standortgemeinden haben sich diese auf eine verhandlungsführende 

Standortgemeinde zu einigen. Falls keine Einigung hierüber erzielt wird, ist gesetzlich 

das Prozedere festgelegt, welche Gemeinde die Verhandlungsführung übernimmt. 

Wenn sich die Standortgemeinden vier Wochen nach Eintritt in den frühzeitigen 

Austausch nicht über die Verhandlungsführung geeinigt haben, führt die Gemeinde die 

Verhandlungen, welche flächenmäßig am stärksten von dem Vorhaben betroffen ist. 

Die flächenmäßige Betroffenheit richtet sich nach § 6 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 S. 2 EEG 

2023. Die verhandlungsführende Standortgemeinde hat den Vorhabenträger über die 

Verhandlungsführung zu unterrichten. 

Der frühzeitige Austausch nach Absatz 3 soll die notwendige Grundlage eines 

möglichst an den durch die Gemeinde konkretisierten Bedürfnissen vor Ort 

ausgerichteten und die wirtschaftlichen Bedingungen des Vorhabens 

berücksichtigenden Beteiligungsentwurfs schaffen. Der Beteiligungsentwurf selbst 

dient als erste Diskussionsgrundlage für den Abschluss einer 

Beteiligungsvereinbarung nach § 6. 

Um im weiteren Verlauf die Bedürfnisse aller Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 

1 zu berücksichtigen, normiert Satz 6 die Pflicht der Standortgemeinde, alle anderen 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 im Rahmen der Verhandlungen zu 

konsultieren und deren Bedürfnisse angemessen zu berücksichtigen. Wie genau die 

Konsultation aussieht, verbleibt in der Verantwortung der Standortgemeinde im 

Rahmen ihrer Selbstverwaltung. 

 

Satz 7 regelt die Befugnis der zuständigen Stelle, auf Antrag des Vorhabenträgers eine 

Fristverlängerung zu gewähren, wenn nachvollziehbar dargelegt wird, weshalb die 6-

Monats-Frist nicht eingehalten werden kann. Die Fristverlängerung darf nur in 

Ausnahmefällen gewährt werden. Ein Grund kann beispielsweise in einem 

Personenwechsel auf Seiten des Vorhabenträgers kurz vor Ablauf der Frist zu sehen 

sein, wodurch es zu einer neuen Aufnahme der Verhandlungen kommen würde. 

Nach Erhalt des Beteiligungsentwurfs hat die Standortgemeinde gemäß der in Satz 9 
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normierten Frist drei Monate Zeit, diesen zu beurteilen und nach Ablauf dieser Frist 

dem Vorhabenträger ihre Zustimmung, Ablehnung oder Änderungsvorschläge 

mitzuteilen. Eine Fristverlängerung für die Gemeinde an dieser Stelle zu normieren ist 

nicht notwendig, da jede fundierte Meldung der Gemeinde, auch die Bitte um eine 

Fristverlängerung, als Änderungsvorschlag aufgefasst und die 3-Monats-Frist damit 

gewahrt werden kann. Sollte eine Standortgemeinde, oder deren Verbandsgemeinde 

oder deren Landkreis es im Sinne einer fairen Einigung mit dem Vorhabenträger für 

sinnvoll halten, können sie die Beratungs- und Unterstützungsleistungen der Energie- 

und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH anfragen und kostenfrei in Anspruch 

nehmen.  Sollte keine Entscheidung der Standortgemeinde innerhalb von drei Monaten 

erfolgen, dann greifen gemäß Satz 10 die Regelungen der Ersatzbeteiligung in § 7. 

 
Zu Absatz 5 

 
Im Rahmen der Beteiligungsmöglichkeiten nach diesem Gesetz wird insbesondere auf 

die Einwohnerinnen und Einwohner sowie die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 

1, welche sich aus dem Standort des Vorhabens ergeben, Bezug genommen. Absatz 

5 regelt in diesem Zusammenhang die Konstellation, dass sich aufgrund einer 

Änderung der immissionsschutzrechtlichen oder baurechtlichen Genehmigung das 

Vorhaben in räumlicher Hinsicht verändert. Dies könnte etwa der Fall sein, wenn sich 

durch eine Änderungsgenehmigung die Anlagenanzahl erhöht oder verringert 

beziehungsweise der Standort einer oder mehrerer Anlagen verschiebt. Die Änderung 

des Vorhabens in räumlicher Hinsicht führt einerseits dazu, dass der Vorhabenträger 

verpflichtet ist, die zuständige Stelle innerhalb von zwei Wochen ab Zugang der 

Änderungsgenehmigung über diese zu informieren. Dies dient dazu, dass die Angaben 

auf der zu errichtenden Beteiligungsplattform aktuell gehalten werden können sowie 

dass die zuständige Stelle den umliegenden Gemeinden entsprechend aktuelle 

Auskünfte erteilen kann. 

Absatz 5 Satz 1 regelt darüber hinaus, dass sich die Beteiligungsberechtigten nach § 

4 Abs. 1 durch eine Änderungsgenehmigung verschieben können. Dies ist allerdings 

nur möglich, solange die Beteiligungsvereinbarung beziehungsweise die 

Ersatzbeteiligung noch nicht wirksam geworden ist. Sofern sich durch eine 

Änderungsgenehmigung der Kreis der ursprünglich zu beteiligenden Gemeinden 
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verändern würde, geschieht dies gemäß Satz 2 nicht, wenn bereits eine 

Beteiligungsvereinbarung im Sinne des § 6 vereinbart wurde beziehungsweise die 

Ersatzbeteiligung nach § 7 in Kraft getreten ist. Jedoch soll der Vorhabenträger gemäß 

Satz 3 neu hinzukommenden Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 Angebote über 

eine finanzielle Beteiligung nach § 7 Abs. 1 und Abs. 2 unterbreiten. Dies soll 

verhindern, dass Kommunen, welche zu Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 

werden, ohne finanzielle Beteiligung auskommen müssen, was wiederum negativen 

Einfluss auf die Akzeptanz hätte. 

Zu § 6 

§ 6 regelt die zentrale Beteiligungspflicht. Absatz 1 normiert die Pflicht zur finanziellen 

Beteiligung, die durch den Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung, die den 

Anforderungen des Absatzes 2 genügt, erfüllt werden kann. Absatz 3 enthält eine 

beispielhafte, nicht abschließende Aufzählung von verschiedenen 

Umsetzungsmöglichkeiten. Absatz 4 beschreibt das Vorgehen im Falle von mehreren 

Standortgemeinden. Absatz 5 regelt eine Fristverlängerung im Falle des Einlegens von 

Rechtsbehelfen und Absatz 6 berücksichtigt landwirtschaftliche Betriebe, die Flächen, 

auf denen Anlagen errichtet werden, bewirtschaftet hatten. 

Zu Absatz 1 

 
Absatz 1 Satz 1 normiert die Pflicht, die Beteiligungsberechtigten nach § 4 in 

angemessener Höhe finanziell am Ertrag des Vorhabens zu beteiligen. Die Pflicht aus 

Satz 1 wird durch den Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung und deren 

Umsetzung er-füllt. Sowohl die Ersatzbeteiligung nach § 7 als auch die 

Ausgleichsabgabe nach § 8 sind nachrangig zu der Pflicht aus § 6 Abs. 1. 

Durch die Beteiligungspflicht in Form einer Beteiligungsvereinbarung zwischen 

Vorhabenträger und Standortgemeinde sollen die Kenntnisse über die Bedürfnisse und 

Gegebenheiten vor Ort möglichst umfassend in die Beteiligungsform einfließen 

können. So wird davon ausgegangen, dass die Standortgemeinde in Vertretung der 

Einwohne-rinnen und Einwohner aller Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 die 

bestmögliche Vereinbarung im Sinne der Akzeptanzsteigerung aushandeln können, 

insbesondere nach deren Konsultation im Rahmen des frühzeitigen Austauschs. Um 

die Verfahren zu vereinfachen und Bürokratie zu vermeiden wird die 
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Beteiligungsvereinbarung unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte nur 

zwischen Standortgemeinde und Vorhabenträger verhandelt. Durch den – im Rahmen 

der Anforderungen des Absatzes 2 – gegebenen Gestaltungsspielraum besteht ein 

großes Maß an Flexibilität bei der Ausgestaltung der Beteiligungsvereinbarung, sodass 

auch die berechtigten Interessen des Vorhabenträgers zur Geltung kommen. Sowohl 

Vorhabenträger als auch Standortgemeinde sind aufgefordert, sich proaktiv an einer 

fairen, angemessenen Ausgestaltung sowohl im Sinne der Akzeptanzerhaltung 

beziehungsweise Akzeptanzgewinnung als auch des Wind- und Solarenergieausbaus 

in die Verhandlungen einzubringen. Die Ersatzbeteiligung nach § 7 stellt insofern nur 

eine gesetzlich für erforderlich gehaltene Rückfalloption dar. 

Satz 3 stellt hierfür lediglich klar, dass der nach § 5 Abs. 2 vom Vorhabenträger zu 

erarbeitende Beteiligungsentwurf Grundlage für die Beteiligungsvereinbarung gemäß 

Satz 2 ist. Sollte es klärungsbedürftige Aspekte geben, haben Verhandlungen 

zwischen der verhandlungsführenden Standortgemeinde und dem Vorhabenträger 

stattzufinden. Die Beteiligungsvereinbarung ist mithin nicht unbedingt die Umsetzung 

des Beteiligungsentwurfes, sondern dieser ist vielmehr eine Diskussionsgrundlage 

beziehungsweise Ausgangspunkt für etwaige Verhandlungen zwischen 

Vorhabenträger und Standortgemeinde. Sollte der Beteiligungsentwurf unmittelbar auf 

allseitige Zustimmung stoßen, kann auf dessen Basis direkt die 

Beteiligungsvereinbarung geschlossen werden. 

Das Gesetz zielt in diesem Zusammenhang auch darauf ab, dass durch die 

Veröffentlichung der Beteiligungsvereinbarung auf der nach § 10 zu errichtenden 

Beteiligungsplattform ein Wettbewerb und Austausch von Beteiligungsmöglichkeiten 

erfolgt. 

Satz 4 normiert die Pflicht des Vorhabenträgers der nach § 11 Abs. 1 zuständigen 

Stelle spätestens bis ein Jahr nach Zugang der immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung bzw. des Eintritts der formellen Legalität im Falle von Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben den Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung nachzuweisen. 

Der Nachweis beinhaltet die Übersendung einer Kopie der Beteiligungsvereinbarung 

zum Zwecke der Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen nach Absatz 2 sowie 

die Veröffentlichung auf der Beteiligungsplattform. Da der Beteiligungsentwurf 

spätestens nach sechs Monaten vorgelegt werden muss, verbleiben mindestens 
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weitere sechs Monate für das Aushandeln der Beteiligungsvereinbarung. 

Satz 5 regelt die Befugnis der zuständigen Stelle, auf Antrag des Vorhabenträgers 

oder der verhandlungsführenden Standortgemeinde eine Fristverlängerung zu 

gewähren, wenn nachvollziehbar dargelegt wird, weshalb die Frist nicht eingehalten 

werden kann. Die Fristverlängerung darf nur in Ausnahmefällen gewährt werden. Ein 

Grund kann beispielsweise auch hier in einem Personenwechsel auf Seiten des 

Vorhabenträgers kurz vor Ablauf der Frist zu sehen sein. Auch bedeutende 

Änderungen bei dem geplanten Vorhaben, beispielsweise hinsichtlich des zu 

erwartenden Ertrags, können die Gewährung der Fristverlängerung begründen. 

Seitens der Standortgemeinde können beispielsweise Verzögerungen bei den nach 

Kommunalverfassungsrecht notwendigen Prozessen zur Entscheidungsfindung eine 

Fristverlängerung begründen, wenn diese Verzögerungen unvermeidbar sind. 

Satz 6 legt fest, dass die Wirksamkeit der Beteiligungsvereinbarung, mithin der Zeit-

punkt, ab dem die Umsetzung der Beteiligungsvereinbarung beginnt, mit der 

Inbetriebnahme der ersten Anlage des Vorhabens einsetzen soll. Der Zweck dieser 

Regelung besteht darin sicherzustellen, dass die Beteiligungsvereinbarung mit dem 

Zeitpunkt des Betriebes wirksam wird und damit die anvisierte akzeptanzsichernde 

Wirkung aus der Umsetzung der Beteiligungsvereinbarung eintritt. Gleichzeitig kann 

so etwaigen Verzögerungen in der Realisierung der Vorhaben begegnet werden. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 Satz 1 normiert die Voraussetzung an die Beteiligungsvereinbarung in Form 

von finanziellen Beteiligungsmöglichkeiten für die Beteiligungsberechtigten. Welcher 

Art die finanziellen Beteiligungsmöglichkeiten sind und welche Ausgestaltung diese 

aufweisen, wird vom Gesetz nicht abschließend definiert. Es werden aber einerseits in 

den weiteren Sätzen des Absatzes 2 eindringliche Empfehlungen abgegeben und in 

Absatz 3 werden die Möglichkeiten beispielhaft konkretisiert. 

Wesentliche zwingende Voraussetzung nach Satz 1 ist allerdings, dass die 

Vereinbarung eine Beteiligung sowohl für die beteiligungsberechtigten natürlichen 

Personen nach § 4 Abs. 2 als auch für die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 

vorsieht. Die Berücksichtigung nur der Beteiligungsberechtigten nach Absatz 1 oder 
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nach Absatz 2 erfüllt die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht. Nach Satz 2 soll die 

Beteiligungsvereinbarung den örtlichen Gegebenheiten und den Wünschen der 

Einwohnerinnen und Einwohner im bestmöglichen Sinne des Gesetzeszwecks 

Rechnung tragen. Nur so kann der Zweck der Akzeptanzsteigerung für Anlagen der 

Erneuerbaren Energien erreicht werden. Unter der Berücksichtigung der örtlichen 

Gegebenheiten ist beispielsweise zu verstehen, dass die Möglichkeiten der Beteiligung 

beziehungsweise der Zahlungen an die jeweilige Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 

1 in einem angemessenen Verhältnis zu der Betroffenheit einer Kommune durch das 

Vorhaben stehen. So sollte eine überproportionale Begünstigung einer 

Beteiligungsberechtigen nach § 4 Abs. 1, die nur geringfügig vom Vorhaben betroffen 

ist, vermieden werden. 

Es ist möglich, dass der Vorhabenträger Vorauszahlungen leistet, um zum Beispiel der 

beteiligungsberechtigten Gemeinde finanzielle Mittel für Investitionen zur Verfügung 

zu stellen, beispielsweise zur energetischen Sanierung eines Gemeindehauses. 

Satz 3 bestimmt, dass auch Verbandsgemeinden und Landkreise, in deren Gebiet die 

Anlage errichtet wird, berücksichtigt werden sollen. Dies gilt dann, wenn der 

verhandlungsführenden Standortgemeinde konkrete Beteiligungsmöglichkeiten 

angezeigt wurden. Die Regelung ist so ausgestaltet, dass die verhandlungsführende 

Standortgemeinde hierüber nicht mit dem Vorhabenträger verhandelt, sondern die 

Beteiligung genauso aufgenommen werden soll, wie die Verbandsgemeinde oder der 

Landkreis sie anzeigt. Verhandlungen finden nur intern zwischen der 

verhandlungsführenden Gemeinde und dem Landkreis beziehungsweise der 

Verbandsgemeinde statt. Insbesondere dann, wenn es sich um lediglich eine einzelne 

Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 handelt, ist es wirtschaftlich angebracht, die 

etwaigen übergeordneten Gemeindeinstanzen zu berücksichtigen. 

Satz 4 stellt fest, dass ein Teil der Beteiligungsvereinbarung auch den Abschluss einer 

Vereinbarung nach § 6 EEG 2023 beinhalten kann, mithin das Angebot zur Zahlung 

von 0,2 Cent je eingespeister Kilowattstunde. Ohne die Regelung nach § 6 EEG 2023 

selbst zu berühren, stellt Satz 4 darüber hinaus klar, dass die 

Beteiligungsvereinbarung Beteiligungen über die Zahlungen nach § 6 EEG 2023 

hinaus vorsehen kann. Sofern von der Regelung des § 6 EEG 2023 Gebrauch gemacht 

wird, gilt selbstverständlich auch § 6 Abs. 5 EEG 2023 mit der Folge, dass 0,2 Cent 
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pro Kilowattstunde vom Netzbetreiber erstattet werden. Dies gilt jedenfalls für Betreiber 

von Anlagen, die eine finanzielle Förderung nach dem EEG erhalten. Es muss also 

eine Beteiligung nach § 6 erfolgen, diese kann eine Vereinbarung nach § 6 EEG 2023 

enthalten. Eine Entscheidung hierüber ist im Rahmen der Beteiligungsvereinbarung 

von den Verhandlungspartnern zu treffen. Eine Vereinbarung nach § 6 EEG 2023 kann 

dabei die Beteiligung nach § 6 dieses Gesetzes nicht ersetzen, jedoch Bestandteil 

dieser sein. 

Satz 5 beschreibt, dass die Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 einen Anteil von 

10 v.H. der Einnahmen aus der Beteiligungsvereinbarung für den entstandenen 

Verwaltungsaufwand sowie zur Begleitung der Maßnahmenumsetzung einsetzen darf. 

Hierdurch sollen insbesondere entstehende Personalkosten abgedeckt werden.  

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass eine Beteiligungsvereinbarung sich in 

der Höhe an der Ersatzbeteiligung des § 7 orientiert. 

Zu Absatz 3 

 
Absatz 3 Satz 1 führt Möglichkeiten der direkten und indirekten finanziellen Beteiligung 

auf, die in einer Beteiligungsvereinbarung geregelt werden können. Die folgende 

Auflistung ist dabei nicht abschließend und die aufgelisteten Maßnahmen müssen 

nicht zwingend Inhalt der Beteiligungsvereinbarung werden. Wenn die Gemeinde 

wirtschaftlich tätig wird, liegt es in ihrer Verantwortung, neben den Bestimmungen der 

§§ 85 ff. GemO auch die Regularien des Wettbewerbsrechts einzuhalten: 

1. vergünstigte lokale Grünstromtarife durch den Projektträger,  

2. eine Beteilung an der Projektgesellschaft des Vorhabens durch: 

a. Bürgerenergiegesellschaften nach §2 Abs. 6 Satz 1 und 2, 

b. regionale Genossenschaften,  

c. regional verankerte gemeinnützige Stiftungen,  

d. Bürgerinnen und Bürger der Standortgemeinden, 

3. eine Finanzierung: 

a. der Errichtung und des Betriebs von kommunalen Nahwärmenetzen, 

b.  des Aufbaus einer regionalen Energiegenossenschaft. 
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Zu Absatz 4 

 
Absatz 4 regelt die Konstellation, dass sich ein Vorhaben über das Gebiet mehrerer 

Gemeinden erstreckt und mithin die Pflicht aus Absatz 1 gegenüber mehreren 

Standortgemeinden besteht. 

Aus der Begriffsbestimmung in § 3 Nr. 4 geht hervor, dass Standortgemeinden alle 

Gemeinden sind, auf deren Gemeindegebiet sich zumindest eine Anlage eines 

Vorhabens befindet. Eine Windenergieanlage befindet sich auf einem 

Gemeindegebiet, wenn der Turm auf dem Gemeindegebiet steht. 

In diesen Fällen muss eine einzige Beteiligungsvereinbarung mit der 

verhandlungsführenden Standortgemeinde abgeschlossen werden, die wiederum die 

Interessen aller Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zu berücksichtigen hat. 

Dadurch ist sichergestellt, dass der Vorhabenträger nicht mehrere Verhandlungen mit 

verschiedenen Gemeinden führen und mehrere Vereinbarungen abschließen muss. 

Insbesondere aufgrund der kleinteiligen Gemeindestruktur in Rheinland-Pfalz wären 

solche Verhandlungen dem Vorhabenträger nicht zuzumuten. Zudem würde es das 

gesamte Verfahren um ein Vielfaches in die Länge ziehen. Die 

Beteiligungsvereinbarung ist vom jeweiligen Rechtsvertreter der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zu unterzeichnen. Wird eine 

Beteiligungsvereinbarung nicht von der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 

unterzeichnet, so gilt § 7 Abs. 1 und 2. Somit ist gewährleistet, dass die 

Selbstverwaltungshoheit jeder Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 gewährleistet 

ist, indem die Beteiligungsvereinbarung nicht unterzeichnet wird, aber trotzdem eine 

angemessene Beteiligung stattfinden kann. Das Angebot einer Offerte für ein 

Nachrangdarlehen nach § 7 Abs. 6 an die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 ist 

dem Vorhabenträger jedoch nicht zusätzlich zuzumuten aufgrund des zusätzlichen 

Aufwandes und damit einhergehender Kosten. 

Zu Absatz 5 

 
In dem Fall, dass es zu Rechtsstreitigkeiten kommt, würde das Anknüpfen der 

Jahresfrist an die Genehmigungserteilung eine unangemessene Benachteiligung aller 
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Akteure darstellen. Standorte und Ausgestaltung des Vorhabens können sich im Laufe 

des Gerichtsverfahrens bzw. nach dessen Abschluss ändern. Eine zufriedenstellende 

Beteiligungsvereinbarung könnte in diesem Zeitraum kaum erarbeitet werden. Absatz 

5 berücksichtigt diese Konstellation. Die Parteien haben nach Beendigung der 

Rechtsstreitigkeiten ein Jahr lang Zeit, um die Beteiligungsvereinbarung zu erarbeiten 

und vorzulegen. 

Zu Absatz 6 

 
Auch landwirtschaftliche Betriebe sollen einen Ausgleich erhalten, wenn sie durch den 

Ausbau von Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen einen Flächennachteil 

erfahren. Es kommt vor, dass Betriebe Bewirtschaftungsflächen verlieren, weil diese 

an Vorhabenträger von Windenergie- oder Freiflächen-Photovoltaikanlagen verpachtet 

werden. Wenn die Betriebe die Flächen seit mindestens drei Jahren vor Beginn der 

Baumaßnahmen bewirtschaftet haben, sollen sie gemäß Absatz 6 vom 

Vorhabenträger ein Angebot zur langfristigen Bewirtschaftung und Pflege der Flächen 

erhalten. Dies soll den Verlust der Bewirtschaftungsfläche zumindest teilweise 

kompensieren. Die Konditionen des Vertrags sind auf Basis des Angebots individuell 

auszuhandeln. Es ist Aufgabe der landwirtschaftlichen Betriebe, dem Vorhabenträger 

mitzuteilen und ggfs. nachzuweisen, dass sie die Flächen seit mindestens drei Jahren 

bewirtschaftet haben. 

 

Zu § 7 

§ 7 regelt Fälle, in denen es nicht zum Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung 

kommt. 

Die Ersatzbeteiligung beinhaltet zwei Pflichten: jährliche Zahlungen an die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie an die Verbandsgemeinden und 

Landkreise gemessen an dem Ertrag des Vorhabens (geregelt in den Absätzen 1 - 5) 

und die Möglichkeit für beteiligungsberechtigte Personen i.S.d. § 4 Abs. 2 an einer 

Eigenkapitalbeteiligung in Form eines Nachrangdarlehens (geregelt in den Absätzen 6 

- 10). 

Die Pflicht zur Ersatzbeteiligung greift automatisch dann, wenn gemäß § 6 Abs. 1 Satz 

4 ein Jahr nach Zugang der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bzw. des 
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Eintritts der formellen Legalität – oder ein Jahr nach rechtskräftiger Entscheidung – die 

Beteiligungsvereinbarung nicht gegenüber der zuständigen Stelle nachgewiesen 

worden ist und auch keine Fristverlängerung gewährt wurde. Die Ersatzbeteiligung soll 

das Erreichen des Gesetzeszwecks nach § 1 auch im Falle einer fehlenden Einigung 

gewährleisten. Vorhabenträger und Standortgemeinde sind jedoch angehalten, eine 

Ersatzbeteiligung zu vermeiden und sich auf eine individuelle 

Beteiligungsvereinbarung nach § 6 zu einigen, welche die jeweiligen berechtigten 

Interessen abbildet. 

Die Angebote hinsichtlich der Ersatzbeteiligung hat der Vorhabenträger nunmehr an 

jede Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 zu richten. Da im Rahmen von § 7 keine 

Verhandlungen notwendig sind und damit der Aufwand wesentlich geringer ist, ist es 

dem Vorhabenträger zuzumuten, mit allen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 

individuell in Kontakt zu treten und nicht mehr nur mit der verhandlungsführenden 

Standortgemeinde. 

Zu Absatz 1 

 
Nach Satz 1 des ersten Absatzes hat der Vorhabenträger ein Angebot zur jährlichen 

Zahlung in Höhe von 0,2 Cent pro Kilowattstunde über 20 Jahre an die jeweils 

betroffenen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 ab Inbetriebnahme abzugeben.  

Gemäß Satz 2 kann es sich bei diesem Angebot um ein Angebot im Sinne des § 6 

EEG 2023 handeln. Sofern es sich um ein solches Angebot handelt, richten sich die 

Anforderungen und Rechtsfolgen nach dieser Vorschrift. Diese Regelung stellt u.a. 

sicher, dass Anlagenbetreiber die Erstattung durch den Netzbetreiber gemäß § 6 Abs. 

5 EEG 2023 unter den dort genannten Voraussetzungen verlangen können. 

Satz 3 regelt, dass die Abgabe im Falle von Freiflächen-Photovoltaikanlagen nur für 

solche Anlagen greift, welche nach § 6 Abs. 5 EEG 2023 eine Erstattung vom 

Netzbetreiber verlangen können. Damit müssen beispielsweise Photovoltaik-PPA-

Anlagen die Abgabe nicht zahlen. PPA-Photovoltaik-Anlagen können keine Erstattung 

der 0,2 Cent pro Kilowattstunde über § 6 Abs. 5 EEG erhalten. Dies hat Einfluss auf 

die Wirtschaftlichkeit von Vorhaben und könnte diese womöglich konterkarieren. Das 

bedeutet, dass auch bei einem Wechsel der Vergütungsform von der EEG-Vergütung 

hin zur Direktvermarktung keine Abgabe mehr gezahlt werden muss. Diese Ausnahme 
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ist für Windenergieanlagen nicht normiert, da Windenergievorhaben auch im Rahmen 

außerhalb einer EEG-Vergütung eine höhere Gewinnspanne aufweisen und somit 

auch unter Berücksichtigung der genannten Abgabe wirtschaftlich zu betreiben sind. 

Die 0,2-Cent-Abgabe greift im Windenergiebereich also für alle Vorhaben. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 normiert eine zusätzliche jährliche Zahlung an die Beteiligungsberechtigten 

nach § 4 Abs. 1 in Höhe von 0,1 Cent pro tatsächlich eingespeiste Kilowattstunde für 

Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaik, wenn diese eine Peak-Leistung von 

mindestens 15 Megawatt haben.  Die Zahlungen von 0,1 Cent je erzeugter 

Kilowattstunde können Vorhabenträger und Kommune frei verhandeln. Dabei können 

sowohl Standortfaktoren als auch wirtschaftliche Faktoren berücksichtigt werden.  

Nach Absatz 2 haben Vorhabenträger Zahlungen zu leisten, welche sie auch über § 6 

Abs. 5 EEG 2023 nicht erstattet bekommen. Die Zahlungen des Absatzes 2 greifen 

unabhängig davon, ob es sich bei der Zahlung nach Absatz 1 um ein Angebot nach § 

6 EEG 2023 handelt oder nicht. 

 
Zu Absatz 3 

 
Absatz 3 regelt das Prozedere bezüglich der Angebotsabgabe und -annahme von 

Absatz 1 und Absatz 2. Da die Ausgestaltung der Angebote aufgrund des engen 

gesetzlichen Rahmens vorhersehbar ist, die Angebote aber gleichzeitig innerhalb der 

kommunalen Gremien abzustimmen sind, ist eine Frist von drei Monaten für die 

Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung angemessen. 

Zu Absatz 4 

 
Absatz 4 regelt die Aufteilung im Fall von mehreren Beteiligungsberechtigten nach § 4 

Abs. 1. Diese richtet sich nach § 6 Abs. 2 Satz 4 bis 7 EEG 2023 im Falle von Wind-

energievorhaben und § 6 Abs. 3 Satz 4 EEG 2023, welcher auf Absatz 2 verweist, im 

Falle von Freiflächen-Photovoltaik-Vorhaben. 

Diesen Verweis auf § 6 EEG braucht es nur, wenn es sich nicht um ein Angebot nach 

§ 6 EEG 2023 handelt. Andernfalls hat die Regelung rein deklaratorische Wirkung. 
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Zu Absatz 5 

 
Absatz 5 berücksichtigt die Besonderheit der Gemeindestruktur in Rheinland-Pfalz. 

Auch Verbandsgemeinden und Landkreise sollen von Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben profitieren. Diese Aufteilung der Zahlungen gilt auch dann, wenn 

es sich um ein Angebot nach § 6 EEG 2023 handelt. Der Landesgesetzgeber kann 

diese Regelung treffen, da sie nicht von der Bundesregelung des § 6 EEG 2023 

abweicht, sondern lediglich regelt, wie die Gemeinden die Zahlungen, die sie erhalten, 

aufzuteilen haben. Außerdem richtet sich die Regelung anders als § 6 EEG 2023 nicht 

an den Anlagenbetreiber, sondern an die Gemeinde. 

   

Zu Absatz 6 

 
Absatz 6 regelt die Pflicht zur Beteiligung von beteiligungsberechtigten Personen nach  

§ 4 Abs. 2. Für diese hat der Vorhabenträger von Windenergie- und Freiflächen-

Photovoltaik-Vorhaben eine Offerte für eine Eigenkapitalbeteiligung in Form eines 

Nachrangdarlehens in Höhe von mindestens 20 v. H. der Investitionssumme an die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 abzugeben. Die Höhe des Nachrangdarlehns 

von 20 v. H. der Investitionssumme stellt sicher, dass eine angemessene Beteiligung 

der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 stattfinden kann, ohne dass wesentliche 

wirtschaftliche Nachteile für den Vorhabenträger entstehen. Die Offerte ist spätestens 

bis zur Inbetriebnahme der ersten Anlage aus dem Vorhaben anzubieten. Mit einem 

Nachrangdarlehen wird den Einwohnerinnen und Einwohnern eine Beteiligungsform 

angeboten, die eine weitgehende Eigenkapitalbeteiligung vorsieht und somit zu einer 

breitflächigen Akzeptanz der Einwohnerinnen und Einwohner durch direkte Beteiligung 

an dem Vorhaben in der gesamten Standortgemeinde führen kann. 

Die Anforderungen an das zu offerierende Nachrangdarlehen bestimmen sich nach 

den Absätzen 7 bis 10. 

Zu Absatz 7 

 
Absatz 7 regelt die Berechnung des in Absatz 6 Satz 1 genannten Begriffs der 

Investitionssumme. 

Satz 1 legt fest, dass das Beteiligungsvolumen am Nachrangdarlehen mindestens 
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90.000 EUR je Megawatt installierter Leistung je Vorhaben entspricht. Hierdurch wird 

gewährleistet, dass eine ausreichende Beteiligung der Beteiligungsberechtigten nach 

§ 4 Abs. 2 am Vorhaben erfolgen kann. 

 
Satz 2 regelt, dass die Mindestanlagesumme für die Beteiligungsberechtigten nach § 4 

Abs. 2.  500 EUR nicht übersteigen darf und nach Satz 3 ist die vorgenommene 

Zeichnung von Anlageprodukten, die vom Vorhabenträger offeriert werden, von den 

Beteiligungsberechtigten jeweils maximal in einer Höhe von 25.000 EUR möglich. 

Diese Regelung dient dazu, eine Ungleichgewichtung in der Verteilung der 

Anlageprodukte zu verhindern und eine möglichst breite – und damit 

akzeptanzsteuernde – Wirkung der Anlageprodukte zu gewährleisten. 

Satz 4 regelt, dass die zu offerierende Verzinsung des Nachrangdarlehens mindestens 

dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zuzüglich 2 Prozentpunkten zu entsprechen hat. 

Diese Regelung dient dazu, ein angemessenes Maß an Verzinsung zu gewährleisten 

und so zu verhindern, dass Nachrangdarlehen mit zu geringen Zinssätzen offeriert 

werden, welche infolgedessen nicht gezeichnet werden. 

Satz 5 normiert, dass ausschlaggebend für die Bestimmung des Mindestzinssatzes 

nach Satz 4 der Stichtag 90 Tage vor der geplanten Emission der Nachrangdarlehen 

ist. Satz 6 legt fest, dass die Nachrangdarlehen eine Laufzeit von 10 Jahren haben 

müssen. Diese Regelung dient dazu zu verhindern, dass durch das Angebot von zu 

langen oder zu kurzen Laufzeiten die Zeichnung von Nachrangdarlehen unattraktiv 

gemacht wird. Satz 7 stellt klar, dass der Vorhabenträger die einschlägigen 

gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten hat. 

Zu Absatz 8 

 
Absatz 8 bestimmt, dass die Offerte des Vorhabenträgers eine Wirksamkeit von vier 

Monaten haben muss. Beginn und Ende der Beteiligungsmöglichkeit – die so genannte 

Zeichnungsfrist – legt der Vorhabenträger dabei selbst fest. Satz 3 regelt die Pflicht 

des Vorhabenträgers, die Offerte zwecks Veröffentlichung auf der Beteiligungsplatt-

form mindestens einen Monat vor Beginn der Beteiligungsmöglichkeit der zuständigen 

Stelle zuzuleiten. Der zuständigen Stelle fällt nach Satz 4 die Pflicht zu, diese Offerte 

zeitnah zu veröffentlichen, spätestens zum Beginn der Beteiligungsmöglichkeit. 
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Zu Absatz 9 

 
Absatz 9 bestimmt, dass die Zeichnung der offerierten Nachrangdarlehen durch die 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 Satz 1 durch schriftliche Erklärung 

gegenüber dem Vorhabenträger oder dem von diesem benannten Adressaten erfolgt. 

Aus der Erklärung muss hervorgehen, wie viel Volumen gezeichnet werden soll. Satz 

3 regelt, dass nach Ablauf der Zeichnungsfrist der Vorhabenträger die zuständige Stelle 

über die Anzahl der wirksamen Zeichnungen zu informieren hat. Außerdem ist die 

Pflicht des Vorhabenträgers normiert, nach Ablauf der Zeichnungsfrist die Annahme 

form- und fristgerechter Erklärungen der Beteiligungsberechtigten sicherzustellen. 

Satz 4 stellt klar, dass der Vorhabenträger nicht form- oder fristgerechte Erklärungen 

schriftlich zurückzuweisen hat und im jeweiligen Zuteilungsverfahren nicht 

berücksichtigen darf. Satz 5 legt fest, dass den Nachweis, dass eine Person 

beteiligungsberechtigt im Sinne dieses Gesetzes ist, diese selbst im Rahmen der 

Zeichnung gegenüber dem Vorhabenträger zu erbringen hat. 

Zu Absatz 10 

 
Absatz 10 regelt das Prozedere für den Fall der Überzeichnung und Unterzeichnung 

einer Offerte von Nachrangdarlehen. 

In Satz 5 ist geschildert, dass ein Unternehmen im überwiegenden Eigentum der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 stehen muss, damit diesem entsprechend 

der Reihenfolge das offerierte Volumen im Falle einer Unterzeichnung angeboten 

werden kann. Dabei ist ein Unternehmen dann im überwiegenden Eigentum der 

Beteiligungs-berechtigten nach § 4 Abs. 1, wenn sich das Unternehmen zu über 50 

v.H. im Eigentum mindestens einer beteiligungsberechtigten Gemeinde befindet. 

Zu Absatz 11 

 
Die in § 6 Abs. 6 normierte Pflicht, dass Vorhabenträger bestimmten 

landwirtschaftlichen Betrieben ein Angebot zur langfristigen Bewirtschaftung und 

Pflege der Flächen unterbreiten sollen, greift auch dann, wenn es nicht zum Abschluss 

einer Beteiligungsvereinbarung kommt. 
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Zu § 8 

Die Ausgleichsabgabe dient dem Ausgleich für die Nichterfüllung der Verpflichtung aus 

der Ersatzbeteiligung nach § 7 Abs. 1, 2 und 6 dieses Gesetzes. Gleichzeitig soll die 

Aussicht auf eine Zahlungsverpflichtung die Vorhabenträger zur Erfüllung ihrer Pflicht 

anhalten. Die Ausgleichsabgabe greift nur in den Fällen, in denen es nicht zu dem 

Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung kam, sondern die Ersatzbeteiligung zum 

Zuge kam oder kommen müsste. Wurde eine Beteiligungsvereinbarung wirksam 

getroffen und verletzt der Vorhabenträger eine Pflicht hieraus, ist der Zivilrechtsweg zu 

bestreiten. 

Die Erhebung einer Ausgleichsabgabe als einer nichtsteuerlichen Abgabe bedarf mit 

Blick auf die Begrenzungs- und Schutzfunktion der Finanzverfassung (Artikel 104a ff. 

GG) und zur Wahrung der Belastungsgleichheit der Abgabepflichtigen (Artikel 3 Abs. 

1 GG) einer über den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehenden besonderen 

sachlichen Rechtfertigung. Die hier vorgesehene Ausgleichsabgabe, die die 

zuständige Stelle auf Antrag betroffener Beteiligungsberechtigter nach § 4 Abs. 1 zur 

Zahlung an diese von den Vorhabenträgern erheben kann, dient nicht der Finanzierung 

allgemeiner gemeindlicher Aufgaben oder der allgemeinen Mittelbeschaffung, sondern 

gemäß § 9 der Steigerung der Akzeptanz von Wind- und Solarenergie sowie zum 

Ausbau und zur Nutzung erneuerbarer Energien in den von ihrer Erzeugung und den 

damit verbundenen, nicht auszugleichenden Beeinträchtigungen betroffenen 

Gemeinden. Die Ausgleichsabgabe dient als Kompensationsmechanismus und stellt 

sicher, dass die betroffenen Gemeinden auch bei ausbleibender oder unzureichender 

Beteiligung von der Energieerzeugung profitieren können. 

Zu Absatz 1 

 
Absatz 1 Satz 1 normiert die Möglichkeit der zuständigen Stelle, den Vorhabenträger 

auf Antrag einer Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zur Zahlung einer 

Ausgleichsabgabe zu verpflichten für den Fall, dass sie der Verpflichtung zur 

Ersatzbeteiligung nicht oder nicht in vollem Umfang nachkommt. 

Die Pflichtverletzung hinsichtlich der Nachrangdarlehen bezieht sich lediglich auf die 

Pflicht aus § 7 Absatz 6. Nicht umfasst von Absatz 1 ist hingegen beispielsweise eine 

etwaige Unterzeichnung des Nachrangdarlehens. Die zuständige Stelle kann auf 
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Antrag einer betroffenen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 die dieser und den 

anderen Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 zustehende Beteiligung in Form 

einer Ausgleichsabgabe regeln. Die zuständige Stelle wird nur auf Antrag der 

betroffenen Gemeinden tätig. Der zuständigen Stelle werden hierfür im Rahmen des § 

11 Abs. 5 die erforderlichen Informationen gesichert, die diese dem Erlass eines 

entsprechenden Bescheides zugrunde legen kann. Durch die Ausgestaltung als „kann-

Regelung“ wird der zuständigen Stelle ein Ermessensspielraum eingeräumt. In der 

Ausübung ihres Ermessens bezieht die zuständige Stelle alle Umstände mit ein, um zu 

überprüfen, ob die Verpflichtung zur Zahlung der Ausgleichs-abgabe gerechtfertigt ist. 

Umstände, welche begründen, dass dem Antrag trotz Nichterfüllung der Pflichten durch 

den Vorhabenträger nicht stattgegeben wird, können sein: große Einnahmeverluste 

bspw. bei gravierenden Negativstunden, Überlastungen seitens des Vorhabenträgers 

oder sonstige, nicht vom Vorhabenträger zu vertretende oder nur vorübergehende 

Störungen der Umsetzung der Ersatzbeteiligung. Ein nicht vom Vorhabenträger zu 

vertretender Umstand könnte beispielsweise darin liegen, dass die Kommune 

Angebote, welche die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 1 und 2 erfüllen, ablehnt oder 

nicht fristgerecht annimmt und sie aus diesem Grund keine Zahlungen erhält. 

Satz 2 stellt klar, dass die Pflicht zur Zahlung der Ausgleichsabgabe die 

Verpflichtungen aus der Ersatzbeteiligung gegenüber der jeweiligen Gemeinde 

ersetzt, solange die Pflichtverletzung aus der Ersatzbeteiligung andauert. Die 

Verpflichtungen aus bereits gezeichneten Nachrangdarlehen im Rahmen der 

Ersatzbeteiligungen gegenüber den Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 2 und die 

Pflicht zum Angebot von Bewirtschaftungsverträgen nach § 7 Abs. 11 in Verbindung 

mit § 6 Abs. 6 bleiben unberührt. Letzteres wird in § 8 Abs. 7 auch nochmals 

klargestellt. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 Satz 1 regelt die Höhe der Ausgleichsabgabe. Diese beträgt im Falle von 

Windenergievorhaben 0,8 Cent pro Kilowattstunde und bei Freiflächen-

Photovoltaikvorhaben 0,6 Cent pro Kilowattstunde für die tatsächlich eingespeiste 

Strommenge.  Da Windenergievorhaben in der Regel eine größere Gewinnspanne als 

Freiflächen-Photovoltaikvorhaben aufweisen, ist die Ausgleichsabgabe bei 

Windenergievorhaben höher. Die deutlich höhere Abgabe, auch im Verhältnis zur 
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Beteiligung nach § 6 EEG 2023, ergibt sich aus der Rangfolge der Ausgleichsabgabe 

nach der Möglichkeit einer Beteiligungsvereinbarung nach § 6 und einer 

Ersatzbeteiligung nach § 7. Sollte keine Beteiligungsvereinbarung oder 

Ersatzbeteiligung zustande kommen, ist davon auszugehen, dass der Vorhabenträger 

die Höhe der Ausgleichsabgabe aufgrund der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

des Vorhabens in Kauf nimmt. Gleichzeitig soll die Höhe der Ausgleichsabgabe 

deutlich machen, dass im Rahmen dieses Gesetzes das primäre Ziel darin besteht, 

eine Beteiligungsvereinbarung nach § 6 abzuschließen. Die Zahlung einer 

Ausgleichsabgabe soll, wenn überhaupt einschlägig, die absolute Ausnahme 

darstellen. 

Die zuständige Stelle hat die Ausgleichsabgabe auf den Zeitpunkt zu berechnen, ab 

dem der Vorhabenträger seiner Verpflichtung aus der Ersatzbeteiligung nicht oder 

nicht mehr in vollem Umfang nachkommt. Die Pflicht zur Zahlung der 

Ausgleichsabgabe endet mit dem Zeitpunkt, ab dem der Vorhabenträger seinen 

Verpflichtungen nach § 7 Abs. 1, 2 und 6 in vollem Umfang nachkommt 

beziehungsweise spätestens nach 20 Jahren ab Inbetriebnahme der ersten Anlage. 

 

Zu Absatz 3 

 
Absatz 3 regelt, dass vor Erlass eines Bescheides nach Absatz 1 Satz 1 die zuständige 

Stelle den Vorhabenträger anzuhören und gegebenenfalls auf die Einhaltung der 

Pflicht aus der Ersatzbeteiligung hinzuwirken hat. Dieser Absatz hat rein 

deklaratorische Wirkung, es handelt sich um eine Klarstellung der ohnehin 

verpflichtenden Anhörung vor Erlass eines belastenden Verwaltungsakts, § 1 LVwVfG 

RP i.V.m. § 28 VwVfG. Die ausdrückliche Normierung soll allerdings dazu anregen, 

dass durch die Anhörung ggfs. auf eine Einigung bzw. Einhaltung der Pflicht hingewirkt 

werden kann, ohne dass es zu einem belastenden Verwaltungsakt, der zur Zahlung 

der Ausgleichsabgabe verpflichtet, kommen muss. 

Zu Absatz 4 

 

Der Bescheid über die Ausgleichsabgabe kann von der zuständigen Stelle frühestens 
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nach Inbetriebnahme der ersten Anlage des Vorhabens erlassen werden. Widerspruch 

und Anfechtungsklage gegen den Bescheid haben keine aufschiebende Wirkung. 

Zu Absatz 5 

 
Absatz 5 trifft eine Regelung zur Aufteilung der Ausgleichsabgabe in Fällen, in denen 

mehrere Beteiligungsberechtigte nach § 4 Abs. 1 von einem Vorhaben erfasst werden. 

Die Aufteilung hat nur unter den Gemeinden zu erfolgen, welche die Ausgleichsabgabe 

erhalten. Die Aufteilung erfolgt entsprechend der Regelungen nach § 6 Abs. 2 Satz 4 

bis 7 und Absatz 3 Satz 4 EEG 2023. 

Zu Absatz 6 

 
Verbandsgemeinden und Landkreise sollen auch bei den Zahlungen der 

Ausgleichsabgabe berücksichtigt werden. Daher verweist Absatz 6 auf die 

entsprechende Regelung zur Ersatzbeteiligung. 

Zu Absatz 7 

 
Die in § 6 Abs. 6 normierte Pflicht, dass Vorhabenträger bestimmten 

landwirtschaftlichen Betrieben ein Angebot zur langfristigen Bewirtschaftung und 

Pflege der Flächen unterbreiten sollen, greift auch dann, wenn es zum einen nicht zum 

Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung kommt und wenn der Vorhabenträger eine 

Pflicht aus der Ersatzbeteiligung verletzt. 

Zu § 9 

§ 9 regelt die Mittelverwendung durch die Gemeinde.  

 
Zu Absatz 1 

 

Absatz 1 gibt den Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1, sowie den 

Verbandsgemeinden und Landkreisen vor, die Mittel aus der Ersatzbeteiligung 

beziehungsweise der Ausgleichsabgabe zur Umsetzung von Maßnahmen zur 

Steigerung der Akzeptanz für Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen bei 

ihren Einwohnerinnen und Einwohnern sowie zum Ausbau und zur Nutzung 

erneuerbarer Energien auf ihrem Gemeindegebiet durch Dritte oder im Eigenbetrieb zu 
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verwenden. Im Sinne des Gesetzeszwecks ist es zielführend, dass die Gelder aus der 

Ersatzbeteiligung beziehungsweise aus der Ausgleichsabgabe für die Einwohnerinnen 

und Einwohner in erkennbarer Weise verwendet werden. Im Hinblick auf die 

Verwendung etwaiger Mittel aus den Beteiligungsvereinbarungen nach § 6 Abs. 1 gilt 

dies dem Grunde nach auch, ist aber von den Beteiligten – sofern gewünscht – in 

diesen Beteiligungsvereinbarungen selbst zu regeln.  Zur Erreichung dieses Zwecks 

können insbesondere die folgenden Maßnahmen in Betracht kommen:  

1. Bereitstellung vergünstigter Ökostromtarife für Beteiligungsberechtigte nach § 4, 

 
2. Bau und Betrieb kommunaler Anlagen zur Erzeugung, Speicherung und Nutzung 

erneuerbarer Energien sowie Steuerung und Optimierung kommunaler 

Strombilanzkreise, kommunale Flächennutzungs-, Bauleit- und Wärmeplanung im 

Bereich der Erneuerbaren Energien, 

3. energetische Optimierung kommunaler Liegenschaften, 

 
4. Maßnahmen für Klimaschutz und Klimaanpassung, 

 
5. Steigerung von privaten Investitionen in Klimaschutz- und/oder 

Klimawandelanpassung durch kommunale Förderrichtlinien, 

6. Aufwertung von Ortsbild und ortsgebundener Infrastruktur sowie sonstige 

Maßnahmen der ländlichen und touristischen Entwicklung, 

7. Förderung kommunaler Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Kultur, dem 

Sport, Bildung oder der Freizeit dienen, 

8. Verbesserung des Natur- und Artenschutzes. 
 

Auch aus finanzverfassungsrechtlichen Erwägungen ist eine zweckgerichtete Mittel-

verwendung unerlässlich. Durch die Zweckbindung wird sichergestellt, dass es sich 

bei den Zahlungen nicht um eine Steuer handelt, sondern um eine nicht-steuerliche 

Abgabe. Steuern im Sinne des Art. 105 GG begründen eine Gemeinlast, die allen 

auferlegt wird, die den steuerlichen Tatbestand erfüllen. Sie werden unabhängig von 

einer individuellen Gegenleistung erhoben und dienen der Finanzierung öffentlicher 
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Aufgaben. Die Einnahmen aus der Ersatzbeteiligung beziehungsweise der 

Ausgleichsabgabe werden wiederum nicht zur Finanzierung gemeindlicher Aufgaben 

erhoben, sondern die Gemeinden dürfen die Mittel nur so verwenden, dass die 

Teilhabe der Gemeinde an der vor Ort durch die Anlagen erzeugten Wertschöpfung und 

die dadurch bewirkte Verbesserung der örtlichen Lebensqualität für die Einwohnenden 

konkret erfahrbar werden. Als nichtsteuerliche Abgabe unterfällt die Ersatzbeteiligung 

beziehungsweise die Ausgleichsabgabe nach § 7 beziehungsweise § 8, ebenso wie 

die anderen Regelungen des Gesetzes, der Sachgesetzgebungskompetenz für das 

Recht der „Energiewirtschaft“ nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 stellt Regelbeispiele von Maßnahmen auf, die für die Mittelverwendung in 

Betracht kommen. Dabei richten sich alle Maßnahmen nach Absatz 1, nämlich zur 

Steigerung der Akzeptanz für Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

sowie zum Ausbau und zur Nutzung erneuerbarer Energien auf dem Gemeindegebiet 

der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1. Akzeptanz kann beispielsweise dadurch 

geschaffen werden, dass die eingenommenen Gelder für Maßnahmen verwendet 

werden, die unmittelbar den Einwohnerinnen und Einwohnern an ihrem Wohnort 

zugutekommen, bspw. der Aufwertung von Ortsbild und ortsgebundener Infrastruktur 

(Nr. 7) oder der Förderung von Kultur, Bildung oder Freizeit (Nr. 8). 

Zu Absatz 3 

 
Die Mittelverwendung sieht außerdem grundsätzlich die Verwendung eines Anteils der 

Zahlung in Höhe von höchstens 10 v. H. als pauschale Aufwandsentschädigung für 

den durch dieses Gesetz entstehenden Verwaltungsaufwand der 

Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie zur Begleitung der 

Maßnahmenumsetzung vor. Auf diese Weise trägt das Land dazu bei, angelehnt an das 

KonnexAG, dessen Anwendungsbereich als nicht eröffnet angesehen wird, eventuelle 

administrative Mehrkosten der Kommunen unmittelbar zu decken. 

Zu Absatz 4 

 
Absatz 4 Satz 1 eröffnet den Kommunen Möglichkeiten zur Veranschlagung der Mittel 

im Kommunalhaushalt. Die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1, sowie die 
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Verbandsgemeinden und Landkreise, können die Mittel aus der Ersatzbeteiligung 

nach § 7 beziehungsweise die Mittel der Ausgleichsabgabe nach § 8 für geplante 

Investitionen überjährig ansparen und gesondert verwalten. Die Mittel dürfen demnach 

nicht für den kommunalen Haushaltsausgleich verwendet werden. Diese Regelung ist 

notwendig, um sicherzustellen, dass die Mittel ausschließlich Maßnahmen vor Ort im 

Sinne des Gesetzeszwecks zugutekommen. 

Zu Absatz 5 

 
Absatz 5 verpflichtet die Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1 sowie die 

Verbandsgemeinden und Landkreise zu noch mehr Transparenz im Rahmen des 

Haushaltsaufstellungsverfahrens, was im Sinne des Gesetzeszwecks auch zu mehr 

Akzeptanz von Vorhaben bei den Einwohnerinnen und Einwohnern führen soll. 

 

Zu Absatz 6 

 

Absatz 6 normiert die Pflicht der Beteiligungsberechtigten nach § 4 Abs. 1, sowie der 

Verbandsgemeinden und Landkreise, die Mittelverwendung jährlich im Rahmen einer 

öffentlichen Bekanntmachung den Einwohnerinnen und Einwohnern transparent zu 

kommunizieren. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt nach Maßgabe des § 27 

GemO beziehungsweise des § 20 LKO. Diese Art der Veröffentlichung stellt die 

Kommunen vor keine große Herausforderung und stellt einen minimalen 

Verwaltungsaufwand dar. Die Regelung hat hingegen eine große Bedeutung 

hinsichtlich der Erreichung des Gesetzeszwecks. Denn nur wenn die Einwohnerinnen 

und Einwohner erfahren können, inwiefern die gemeindlichen Einnahmen aus den 

Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikprojekten für Maßnahmen verwendet 

werden, durch welche auch sie Vorteile erhalten, kann der Zweck der 

Akzeptanzsteigerung erreicht werden. 

Zu Absatz 7 

 
Absatz 7 stellt klar, dass die Einnahmen aus der Beteiligungsvereinbarung, der 

Ersatzbeteiligung beziehungsweise der Ausgleichsabgabe von den 

Finanzausgleichsvor-schriften des Bundes und des Landes Rheinland-Pfalz nicht 
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erfasst werden. Die Einnahmen, die bei den Kommunen generiert werden, unterliegen 

nicht dem Länderfinanzausgleich nach Art. 107 GG. In der Berechnung der Einnahmen 

wird nicht auf sämtliche Einnahmen einer Kommune abgestellt, sondern nur auf die 

Steuereinnahmen, welche vor allem durch die Grundsteuer, Gewerbesteuer und den 

Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer abgebildet werden. Die Einnahmen aus 

den Zahlungen, die die jeweilige Kommune nach den §§ 6, 7 oder 8 erhält sind, wie 

bereits dargestellt, keine derartige steuerliche Einnahme, sondern es handelt sich um 

nicht-steuerliche Abgaben. 

Somit sind die Einnahmen nicht umlagefähig und verbleiben vollständig in der 

Kommune. 

Zu § 10 

§ 10 trifft Bestimmungen über die digitale Landesbeteiligungsplattform. 

 
Zu Absatz 1 

 

Mit Absatz 1 wird mit der digitalen Landesbeteiligungsplattform ein zentrales 

Instrument im Rahmen der Beteiligung der Beteiligungsberechtigten nach § 4 

festgelegt, welches sowohl der Information als auch der Transparenz für zukünftige 

Beteiligungen an Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikvorhaben dient. Neben 

grundsätzlichen Informationen und Hilfestellungen allgemeiner Art soll die 

Onlineplattform durch die Auffindbarkeit der in Absatz 1 genannten Informationen ein 

größtmögliches Maß an Transparenz und Information hinsichtlich 

Beteiligungsmöglichkeiten bieten. Darüberhinausgehende Maßnahmen zur 

Information und Konsultation der Öffentlichkeit werden hierdurch nicht 

ausgeschlossen. 

Zwar sind beispielsweise Bürgerenergievorhaben vom Anwendungsbereich 

ausgenommen, gleichwohl soll die Möglichkeit zur Nutzung der Onlineplattform auch 

für diese Vorhaben eröffnet werden. Demnach wird die zuständige Stelle verpflichtet, 

den entsprechenden Zugang zur Onlineplattform zu öffnen. 

Die Veröffentlichung von Daten auf der Beteiligungsplattform beschränkt sich dabei 

auf das notwendige Maß. Eine Abwägung zwischen den Interessen der Öffentlichkeit 
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und den Interessen der Vorhabenträger und der übrigen Beteiligten ergibt, dass das 

Interesse der Öffentlichkeit daran, ein größtmögliches Maß an Transparenz und 

Information zu erhalten, überwiegt. Die Beteiligungsplattform ist ein zentrales 

Instrument dafür, dass angemessene Beteiligungsvereinbarungen zwischen 

Standortgemeinde und Vorhabenträger zustande kommen. Die veröffentlichten Daten 

bieten eine wichtige Orientierung sowohl für andere Vorhabenträger, die eine 

Vereinbarung zu entwerfen haben, als auch für Gemeinden, die über die 

Angemessenheit eines Angebots zu entscheiden haben. Auch im Rahmen der 

Nachrangdarlehen ist der Informationsfluss und die Möglichkeit, Angebote vergleichen 

zu können, elementar. Demgegenüber werden keine personenbezogenen Daten 

veröffentlicht. Weder die nach § 5 Abs. 1 einzureichenden Informationen, noch die 

Beteiligungsvereinbarungen oder die Hinweise und Möglichkeiten der 

Ersatzbeteiligung in Form von Nachrangdarlehen enthalten personenbezogene Daten. 

Auch die Daten zur Mittelverwendung durch die kommunalen Gebietskörperschaften 

unterfallen nicht dem allgemeinen Datenschutzrecht. Die Veröffentlichung einer 

Übersicht der abgeschlossenen Bewirtschaftungsverträge ist explizit so ausgestaltet, 

dass einzelvertragliche Vergütungsregelungen nicht zu nennen sind. 

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 regelt, dass von der zuständigen Stelle Informationen zu den Offerten 

beziehungsweise Angebote aus einer Beteiligungsvereinbarung oder aus der 

Ersatzbeteiligung für ein Vorhaben frühestmöglich veröffentlicht werden. Neben 

anderen Bekanntmachungs- und Werbemöglichkeiten, die vom Vorhabenträger oder 

Dritten genutzt werden können, soll diese Regelung Gewähr dafür bieten, dass auf der 

digitalen Beteiligungsplattform des Landes zur Bürgerenergie auch direkt die 

Möglichkeiten zur Beteiligung für die Beteiligungsberechtigten nach § 4 auffindbar sind. 

Zu § 11 

§ 11 normiert die Zuständigkeiten des Ministeriums und der zuständigen Stelle und 

trifft Bestimmungen zur Durchführung des Gesetzes. 

Zu Absatz 1 

 
Die Energie- und Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH ist vom für Energie 
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zuständigen Ministerium beliehen und zuständig für die Aufgaben, die per Gesetz an 

sie als die zuständige Stelle übertragen werden. Sie berät in dieser Funktion auch die 

Standortgemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise zur Umsetzung dieses 

Gesetzes, auch im Sinne eines fairen Interessenausgleiches zwischen 

Vorhabenträger und Standortgemeinden. Sie verwaltet die digitale 

Landesbeteiligungsplattform und stellt den Standortgemeinden unterstützende 

Instrumente zur Verfügung. Dies sind unter anderem Mustervereinbarungen, 

Auswertungen zu bisherigen Vereinbarungen, Risikoanalysen, 

Wirtschaftlichkeitsbewertungen, etc. Im Selbstverständnis dieses Gesetzes erfolgt die 

Beratung der betroffenen Kommunen praxis- und anwendungsorientiert sowie 

bürokratiearm.  

Zu Absatz 2 

 
Absatz 2 legt fest, dass das für Energie zuständige Ministerium für die Überwachung 

und Durchsetzung der Pflichten aus diesem Gesetz zuständig ist, soweit diese nicht 

auf die zuständige Stelle übertragen wurden. Das für Energie zuständige Ministerium 

ist außerdem zuständig für die Aufsicht über die Recht- und Zweckmäßigkeit der 

zuständigen Stelle nach diesem Gesetz. Um den Aufgaben nachkommen zu können, 

normiert Absatz 4 die Pflicht der zuständigen Stelle, gegenüber dem für Energie 

zuständigen Ministerium die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und Einsichtnahme in ihre Unterlagen zu gewähren, soweit diese 

für die Überwachung und Durchsetzung der Pflichten aus diesem Gesetz erforderlich 

sind. 

  

Zu Absatz 3 

 
Das Nähere zur Beleihung wird in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem 

für die Angelegenheiten der Energie zuständigen Ministerium und der Energie- und 

Klimaschutzagentur Rheinland-Pfalz GmbH geregelt. 

Zu Absatz 4 

 
Um die nach Absatz 2 normierte Aufsicht über die Recht- und Zweckmäßigkeit des 

Handelns der zuständigen Stelle ausführen zu können, normiert Absatz 4 die Pflicht 
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der zuständigen Stelle, gegenüber dem für Energie zuständigen Ministerium die zur 

Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 

Einsichtnahme in ihre Unterlagen zu gewähren. 

Zu Absatz 5 

 
Damit auch die zuständige Stelle ihren Aufgaben nachkommen kann, wird sie durch 

die Regelung des Absatzes 3 ermächtigt, gegenüber den Vorhabenträgern alle zur 

Durchführung des Gesetzes erforderlichen Informationen zu verlangen, und 

verpflichtet gleichzeitig den Vorhabenträger, der zuständigen Stelle die notwendigen 

Auskünfte zu erteilen und die Einsichtnahme in seine Unterlagen zu ermöglichen. 

Diese Verpflichtung gilt zusätzlich zu den im Gesetz an anderer Stelle geregelten 

konkreten Informations- und Nachweispflichten. 

 

Zu Absatz 6 

Die kommunalen Spitzenverbände sind wesentliche Interessensvertreter und Partner 

der betroffenen Standortkommunen, Verbandsgemeinden und Landkreise. Sie 

vertreten diese Interessen auch gegenüber der Landesregierung und ihren 

Institutionen und sind etablierte Partner im Rahmen der kommunalen Klimaoffensive 

RLP sowie des Kommunalen Klimapaktes. Als solche sind sie wichtige Ratgeber bei 

der Ausgestaltung und Umsetzung dieses Gesetzes, so dass ein regulärer Austausch 

mit der zuständigen und beratenden Stelle, der Energie- und Klimaschutzagentur 

Rheinland-Pfalz GmbH, wichtig ist. Das für Energie federführende Ministerium ist 

dabei entsprechend einzubinden.  

 

 
Zu § 12 

Zu Absatz 1 

 
Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 
Zu Absatz 2 

 

Mit Blick auf die Zielsetzung des Gesetzes sowie der nicht unerheblichen 

Grundrechtseingriffe und der sich weiterentwickelnden technischen sowie rechtlichen 
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Rahmenbedingungen für die Erzeugung und den Betrieb von Windenergie- und 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist eine rechtzeitige Überprüfung der praktischen 

Auswirkungen des Gesetzes erforderlich. Sollte sich Anpassungsbedarf zeigen, hat die 

Landesregierung hierüber ebenfalls Bericht zu erstatten. Hinsichtlich des Zeitraums bis 

zur ersten Überprüfung ist die Dauer von drei Jahren, auch mit Blick auf den zeitlichen 

Anwendungs-bereich nach § 2 Abs. 9, angemessen. 

 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
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